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I PLANUNGSBERICHT 

1.0 PLANGEBIET 

1.1 ALLGEMEINES 

 Die Gemeinde Iggingen liegt ca. 7 km nordöstlich von Schwäbisch Gmünd, am Südhang des Hö-
henrückens zwischen Rems und Lein, auf ca. 470 m ü. NN. Die Gemeinde besteht aus dem 
Hauptort Iggingen sowie den Ortsteilen Brainkofen und Schönhardt und hat insgesamt ca. 2.600 
Einwohner. Trotz der überaus reizvollen Wohnlage und einer wachsenden Bevölkerungsentwick-
lung hat sich die Gemeinde ihren ländlichen Charakter erhalten. Neben verschiedenen Wohnge-
bieten hat sich im Ortsteil Brainkofen auch ein sehr leistungsfähiges Gewerbegebiet entwickelt, 
wodurch insgesamt ein ausgewogener Nutzungsmix aus Gewerbe, Dienstleistungen und Woh-
nen im Gemeindegebiet gegeben ist. 

Die verkehrliche Anbindung erfolgt über die Landesstraße L 1157 und die Kreisstraße K 3266 
zum Remstal in Richtung Böbingen bzw. Hussenhofen/Hirschmühle und über die Landesstraße L 
1075 in Richtung Herlikofen bzw. Leinzell. In Richtung Mutlangen besteht zudem eine Anbindung 
über die L 1156. Eine Gemeindeverbindungsstraße führt nach Schönhardt, von dort hinunter ins 
Leintal bei Mulfingen bzw. ins Remstal nach Böbingen sowie eine weitere Gemeindeverbin-
dungsstraße nach Täferrot. 

Iggingen liegt als nichtzentraler Ort regionalplanerisch außerhalb der Entwicklungsachse des 
Remstales, jedoch noch in der Randzone des Verdichtungsraumes. Der Ort ist dem Mittelzent-
rum Schwäbisch Gmünd sowie innerhalb des mit den Gemeinden Eschach, Obergröningen, 
Göggingen, Schechingen und Leinzell gebildeten Verwaltungsverbandes dem Kleinzentrum Lein-
zell zugeordnet. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Bild 1: Übersichtsplan mit Geltungsbereich, unmaßstäblich [Quelle: LKP Ingenieure, Mutlangen] 
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1.2 STANDORT 

1.2.1 LAGE DES PLANGEBIETES 

 Das Plangebiet liegt innerhalb des Gewerbegebiets Brainkofen des Teilortes Brainkofen unmit-
telbar südöstlich des Ortseinganges an der Osterwiesenstraße und verläuft bis in den Ortskern 
Brainkofens. Das angrenzende Gewerbegebiet wurde vor allem in den 90er Jahren erschlossen 
und ist weitestgehend bebaut und genutzt. Durch die Osterwiesenstraße und den Kreisverkehr 
an der Landesstraße L1075 hat das Gebiet eine sehr gute verkehrliche Anbindung und ist attrak-
tiv für Gewerbetreibende. Das Plangebiet liegt dabei ca. 1,4 km nordwestlich der Ortsmitte von 
Iggingen (Rathaus). Umliegend befinden sich weitere Gewerbeflächen sowie gemischte Bauflä-
chen des Ortskerns von Brainkofen.  

  

1.2.2 TOPOGRAPHIE 

 Das Gebiet liegt auf der Hochebene, am leicht abfallenden Höhenrücken um Iggingen Richtung 
Leintal und befindet sich auf ca. 470 m ü. NN. Im östlichen Bereich des Plangebiets gibt es klare 
Geländeverformungen die eine Senke im Bereich der südlich der Osterwiesenstraße darstellen 
und den ehemaligen Bachlauf des Brainkofener Bachs gebildet haben.  

  

1.2.3 GEOLOGIE / BÖDEN 

 Der geologische Untergrund wird im Planungsraum durch die Gesteine der Numismalismergel- 
sowie der Obtususton-Formation gebildet. Dabei handelt es sich in der Regel um Schichten des 
sogenannten Unter-Jura die Schluff-haltig, schwach feinsandig, schwach tonig und kalkfrei bis 
kalkarm sind. Die Böden sind meist durch Pelosole und Braunerde-Pelosole aus toniger Fließer-
de aus Unterjura-Material gebildet, die wegen ihrer Wasserundurchlässigkeit auch oberflächig 
vernässen. Der Baugrund ist in der Regel gut. Die Gründigkeit ist tief, die Durchwurzelbarkeit 
nicht eingeschränkt. 

  

1.2.4 GELTUNGSBEREICH UND GRUNDBESITZVERHÄLTNISSE 

 

 

Der Geltungsbereich umfasst insgesamt die Flurstücke 19/6, 22, 24/1, 24/2, 30/6, 89/3, 91 und 
91/2 sowie die Teilflächen der Flurstücke 19, 19/3, 19/4, 21, 88 und 100/1 der Flur 1, Gemarkung 
Brainkofen (Gemeinde Iggingen) mit einer Gesamtfläche von ca. 2,93 ha. 

  

1.2.5 GRÖSSEN 

 Der Geltungsbereich beinhaltet folgende Flächen: 

 Bruttofläche ca.  2,93 ha 

 Bestand    

 Grünflächen ca. 2,54 ha 

 davon Bachlauf ca. 0,24 ha 

 davon Gärten/Siedlungsfläche ca. 0,36 ha 

 davon restliche Wiesenfllächen ca. 1,94 ha 

 Landw. Scheunen ca. 0,35 ha 

 Verkehrsflächen ca. 0,04 ha 

 Planung   

 Gewerbegebietsflächen ca. 1,51 ha 

 Mischgebietsflächen ca. 0,74 ha 

 Verkehrsflächen ca. 0,27 ha 

 davon versiegelte und teilversie-
gelte Flächen wie Straßen, Wege 

ca. 0,23 ha 

 davon Verkehrsgrünflächen ca. 0,04 ha 

 Grünfläche ca. 0,41 ha 
    

2.0 ERFORDERNIS DER PLANUNG 

 Die Gemeinde Iggingen hat aufgrund der verkehrlich gut erschlossenen Lage nördlich der Ent-
wicklungsachse Stuttgart – Schwäbisch Gmünd – Aalen und der Bundesstraße 29 und Bundes-
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straße 298 eine sehr gute Standortqualität für Gewerbeansiedlungen. Das Gewerbegebiet Brain-
kofen ist durch die Landesstraßen L1075 und L1156 mit Leinzell, Lindach, Mutlangen, Herlikofen 
und der Bundesstraße B29 verbunden. Ziel des Bebauungsplans ist unter Berücksichtigung der 
örtlichen Gegebenheiten die städtebaulich geordnete Weiterentwicklung des bestehenden Ge-
werbegebiets sowie die Ergänzung der gemischten baulichen Nutzung im Ortskern von Brain-
kofen. Nachdem die Gemeinde keine gewerblichen Bauplätze mehr zur Verfügung hat und kon-
kretes Interesse an Flächen besteht, werden zur Deckung der Nachfrage weitere Gewerbeflä-
chen für örtliche Bauinteressenten benötigt. Hinzu kommen Anfragen für gemischte bauliche 
Nutzungen im Zusammenhang mit der historischen Bebauung von Brainkofen und deren Ergän-
zung bzw. einem Generationswechsel. Vereinzelt soll auch kleineres Gewerbe, Dienstleistungen 
oder sonstige dem dörflichen Nutzungsmix entsprechende Bebauung im Mischgebiet ermöglicht 
werden.  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen für bisher nicht überplante Flächen die bauleit-
planerischen Grundlagen für weitere Gewerbebebauungen geschaffen werden. Gleichzeitig er-
streckt sich das Plangebiet bis in den Ortskern von Brainkofen und bietet sich daher für eine Er-
gänzung der gemischten Bebauung an. Die Gemeinde Iggingen sowie der Ortsteil Brainkofen 
sind durch ihre gute Infrastruktur und gleichzeitig gute verkehrliche Anbindung wachsende Sied-
lungsbereiche. 

 Die Gemeinde ist grundsätzlich bestrebt, ihre Gewerbeflächen zu erweitern und nutzt hierfür die 
im Flächennutzungsplan (FNP) bereits dafür ausgewiesenen Flächen. Weitere Interessenten er-
öffnen die Möglichkeit einer effizienten Erweiterung an bestehende Infrastrukturen und die Ent-
wicklung des gesamten Gebietes mit ca. 2,9 ha Größe.  

 Durch die Planung sollen die planungsrechtlichen Grundlagen für die Ausweisung gewerblicher 
und gemischter Bauflächen unter dem Aspekt einer städtebaulich geordneten Entwicklung im 
Sinne der heutigen Anforderungen geschaffen werden. Daher ist die Aufstellung eines Bebau-
ungsplans für diesen Bereich dringend erforderlich.  

  

3.0 RECHTSVERHÄLTNISSE 

3.1 ZIELE DER RAUMORDNUNG 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Bild 2: Regionalplan Ostwürttemberg, unmaßstäblich [Quelle: Regionalverband Ostwürttemberg] 

 Im aktuellen Regionalplan der Region Ostwürttemberg, gültig seit 01.08.1998, liegt die Ge-
meinde Iggingen als nichtzentraler Ort außerhalb der Entwicklungsachse Stuttgart - Aalen, je-
doch noch in der Randzone des Verdichtungsbereichs. Die Gemeinde ist dabei dem Mittelzent-
rum Schwäbisch Gmünd sowie dem Kleinzentrum Leinzell im Gemeindeverwaltungsverband 
„Leintal – Frickenhofer Höhe“ zugeordnet.  
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Das Plangebiet ist teilweise als Siedlungsbereich Gewerbe sowie als schutzbedürftiger Bereich 
für Landwirtschaft und Bodenschutz (Pl.S. 3.2.2) ausgewiesen. Das Plangebiet befindet sich 
außerdem innerhalb eines geplanten Wasserschutzgebietes. Siehe Bild 2. 

Unmittelbar nördlich angrenzend befinden sich weitere schutzbedürftige Flächen für Landwirt-
schaft und Bodenschutz. Südlich verläuft in einiger Entfernung eine 110 kV-Überlandleitung so-
wie in Brainkofen selbst weitere Siedlungsbereiche für Gewerbe und westlich auch für Wohnen 
an. In gewisser Entfernung befindet sich nördlich zudem ein Landschaftsschutzgebiet entlang 
der Lein. 

  

3.2 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN (FNP) 

 Für die Gemeinde Iggingen besteht der genehmigte Flächennutzungsplan 2025 des Gemeinde-
verwaltungsverbands „Leintal – Frickenhofer Höhe“, wirksam seit dem 27.04.2012. Der Flä-
chennutzungsplan enthält für das Plangebiet bestehende gewerbliche und gemischte Bauflä-
chen. 

Das Umfeld des Plangebiets ist wie folgt dargestellt: Östlich und südlich grenzen weitere ge-
werbliche Bauflächen Bestand an, welche insgesamt das Gewerbegebiet Brainkofen bilden. Süd-
lich und westlich bilden gemischte Bauflächen Bestand den Ortskern von Brainkofen. Und nörd-
lich grenzen teilweise Grünflächen sowie Flächen für die Abwasserbeseitigung an. 

Allgemein kann das Baugebiet als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt angesehen werden. 
Siehe dazu Bild 3. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Bild 3: Flächennutzungsplan Iggingen, unmaßstäblich [Quelle: GVV Leintal – Frickenhofer Höhe] 
  

3.3 BEBAUUNGSPLÄNE 

 Rechtsverbindliche Bebauungspläne bestehen in mehreren Randbereichen des Plangebiets. Be-
troffen davon ist im nordöstlichen Bereich an der Osterwiesenstraße der Bebauungsplan „La-
chenfälle IV“, rechtsverbindlich seit dem 28.07.2004. In dessen Geltungsbereich sind Gewerbe-
gebietsflächen sowie ein eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt. Im Bereich des aktuellen 
Bebauungsplans sind öffentlichen Verkehrsflächen (Osterwiesenstraße) und Grünflächen fest-
setzt. Im südlichen Randbereich befindet sich der Bebauungsplan „4. Erw. Lachenwiesen“, 
rechtsverbindlich seit dem 13.02.1990, welcher im aktuellen Geltungsbereich Gewerbegebiets-
flächen festsetzt. Der Bebauungsplan „GE Osterwiesen I“ (rechtsverbindlich seit 11.11.1998) be-
inhaltet eine private Zufahrt, welche genau an der aktuellen Geltungsbereichsgrenze endet und in 
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welcher der kanalisierte Zufluss des Brainkofener Bachs liegt. Ebenfalls im südlichen Randbe-
reich befindet sich der Bebauungsplan „Lachenwiesen“, rechtsverbindlich seit dem 04.10.1968, 
welcher in diesem Bereich ebenfalls ein Gewerbegebiet sowie ein Dorfgebiet festsetzt. Ansons-
ten regeln weitere Bebauungspläne die diversen Gewerbeflächen im Osten Brainkofens. Im Be-
reich des Ortskerns sind aufgrund des Alters keine Flächen durch Bebauungspläne geregelt. 

Ansonsten bestehen im Plangebiet und in dessen Umgebung keine weiteren planungsrechtli-
chen Festsetzungen. 

  
 
 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Bild 4: Rechtsverbindl. Bebauungsplan „Lachenfälle IV“, unmaßstäblich [Quelle: Gemeinde Iggingen] 

  

3.4 SONSTIGE FACHPLANUNGEN 

 Im Plangebiet sind Naturdenkmale, Natur- und Landschaftsschutzgebiete nicht betroffen. Inner-
halb des Plangebiets befindet sich das Offenland-Biotop Nr. 171251368259 „Feldhecke am nörd-
lichen Ortsrand von Iggingen“. Des Weiteren befindet sich der Kernraum des Biotopverbunds 
mittlerer Standorte im Bereich der Obstbäume sowie der Richtung Norden verlaufende 500 m 
Suchraum innerhalb des Geltungsbereichs. 

Der Brainkofener Bach als Gewässer II. Ordnung beginnt innerhalb des Geltungsbereichs und 
verläuft weiter Richtung Norden. Außerdem liegen Teile des Plangebiets, im Nordosten die Flur-
stücke 30/6, 89/3 und 91 innerhalb eines Überschwemmungsgebiets gemäß § 76 WHG. Diese 
Flächen sind durch ein 100-jähriges Hochwasser (HQ100) beeinträchtigt.  

Der Ortskern Brainkofens ist außerdem als Bodendenkmal, genauer als archäologische Ver-
dachtsfläche "Mittelalterlicher und (Früh)neuzeitlicher Siedlungsbereich Brainkofen" ausgewiesen. 
Diese Flächen sind derzeit Prüffall und werden durch die Planungen nicht berührt. 

Sonstige Rechtsverhältnisse sind nicht bekannt. 
  

4.0 BESTAND INNERHALB UND AUSSERHALB DES GELTUNGSBEREICHES 

 Bestand innerhalb des Geltungsbereiches 

Das Plangebiet besteht zentral aus Wiesenflächen mit einigen Obstbäumen und Gehölzen ver-
teilt über das gesamte Plangebiet. Im östlichen Bereich befinden sich mehrere Bäume und Ge-
hölze entlang des Oberlaufs des Brainkofener Bachs, welcher nur temporär wasserführend ist. In 
diesem Bereich liegt auch eine topografische Senke, welche den alten Bauchlauf darstellt. Süd-
lich davon wächst eine größere Feldhecke mit Baumbesatz, welche als Biotop geschützt ist. Di-
rekt anschließend steht eine Stützmauer mit einer steilen Böschung in Richtung der bestehen-
den Gewerbeflächen. Im südlichen Teil des Plangebiets stehen zwei Scheunen sowie mehrere 
private Gärten. Die Scheunen werden durch offene Lagerflächen ergänzt und als Wirtschaftshof 
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genutzt. Im nördlichen Teil des Plangebiets befinden sich im Westen mehrere Obstbäume sowie 
ein mit dichter Hecke begrenzter Garten.  

Im nördlichen Bereich ist im Geltungsbereich ebenfalls ein Teil der Osterwiesenstraße enthalten. 
Diese weist eine Breite von ca. 6,5 m mit einseitigem Gehweg mit einer Breite von ca. 1,5 m auf 
und einer einseitigen Parkbucht. Im westlichen Bereich beinhaltet der Geltungsbereich zwischen 
einem Wohngebäude und einer Autowerkstatt ebenfalls Flächen, die derzeit ebenfalls als Wiesen 
genutzt werden. 

  

 Bestand außerhalb des Geltungsbereiches 

Der Bestand außerhalb des Plangebiets ist geprägt durch Gewerbebetriebe im Norden und Os-
ten sowie eine zentrumsnahe Mischung aus Wohnen und nicht störendem Gewerbe im Süden 
und Westen. Östlich des Geltungsbereichs grenzen unterschiedliche kleinere und größere Fir-
men im Gewerbegebiet Brainkofen an. Vorhanden sind entlang der östlichen Geltungsbereichs-
grenze von Norden nach Süden zunächst mehrere kleinere Firmen mit 1-2 Vollgeschossen und 
unterschiedlichsten Dachformen, wie Pult-, Sattel- und Flachdach. Südlich grenzt eine große 
Gewerbehalle an, welche sich bis zum südlichen Teil der Osterwiesenstraße erstreckt. Dies ist 
das dominanteste Bauwerk, welche durch die Kubaturen der Gewerbehalle deutlich zu erkennen 
ist.  Im südlichen Bereich befindet sich ein weiteres Gewerbegebäude mit Flachdach sowie 
westlich davon ein landwirtschaftlicher Betrieb. Entlang der Leinzeller Straße sind diverse 
Wohngebäude mit gewerblichen Einheiten zu finden. Diese weisen überwiegend 2 Vollge-
schosse mit steilen Satteldächern auf. In zweiter Reihe hinter der Leinzeller Straße sind weitere 
Wohngebäude, aber auch Scheunen zu finden. An der Leinzeller Straße 52 befindet sich eine 
Autowerkstatt sowie direkt nördlich anschließend im Kreuzungsbereich des Kreisverkehrs ein 
Edeka Markt. Dieser in Kombination mit dem Lidl Markt und der Autowaschanlage bilden am 
Kreisverkehr den nördlichen Eingang in das Gewerbegebiet Brainkofen. Nördlich des Geltungs-
bereichs und der Osterwiesenstraße befindet sich ein Regenrückhaltebecken, welches zur Puf-
ferung der Wässer im Gewerbegebiet Brainkofen dient und diese in weiterer Folge in den Brain-
kofener Bach leitet. 

  

5.0 ERLÄUTERUNGEN ZUR PLANUNG 

5.1 ALLGEMEINES/STÄDTEBAULICHES KONZEPT 

 Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen für die Ausweisung der er-
forderlichen Gewerbe- und Mischgebietsflächen für den Teilort Brainkofen der Gemeinde Iggin-
gen unter dem Aspekt einer städtebaulich geordneten Entwicklung dieses Bereiches und einer 
Nutzung innerörtlicher Flächen. 

 Dabei ist heute grundsätzlich der Aspekt einer guten städtebaulichen Gestaltung, auch bei Ge-
werbe- und Mischgebieten, von großer Bedeutung. In der Vergangenheit bis in die Gegenwart 
wurde gerade bei der Schaffung von gewerblichen Flächen oft wenig Wert auf die städtebauliche 
Struktur und Gestaltung gelegt. Deshalb ist der Attraktivität des Standorts sowie auch des Ar-
beitsplatz-Umfeldes eine wichtige Bedeutung beizumessen, da dies täglich von den Kunden und 
den Arbeitnehmern der Betriebe erfahren und erlebt wird. Im Hinblick darauf hat man sich in der 
Planung auch Gedanken über die städtebauliche Gestaltung und Einbindung des Baugebiets, die 
Lagequalität, die Verkehrsanbindung, die technische Infrastruktur sowie die Verträglichkeit für 
das Orts- und Landschaftsbild und mögliche Auswirkungen auf Natur und Umwelt gemacht, die 
in der Planung eingearbeitet sind. Diese grundsätzlichen Planungsziele wurden im Rahmen der 
für die in diesem Bereich situationsbedingten Voraussetzungen weiterentwickelt.  

 Planungsanstoß war der Wunsch einer Firma im Bereich des Gewerbegebiets von Brainkofen die 
neue Firmenzentrale zu errichten. Die derzeit beengte Lage dieser Firma lässt keine Erweiterung 
zu, um sich nachhaltig zu entwickeln. Daher soll im Bereich Lachenwiesen nun die neue Firmen-
zentrale des regional tätigen Unternehmens geschaffen werden. Ferner sollen weitere Gewerbe-
flächen geschaffen werden. Das Mischgebiet dient als Ergänzung der innerörtlichen gemischten 
Flächen Nahe des Ortskerns und soll sowohl Wohnen als auch kleineren Unternehmen, wie 
kleinflächiger Einzelhandel, Dienstleistungen, Gastronomie, etc. Platz bieten. 

 Wie bereits in Kap. I.2.0 und I.3.2 erläutert sind die Flächen des Geltungsbereichs im Flächennut-
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zungsplan bereits als Gewerbefläche und gemischte Baufläche ausgewiesen. Dazu wurde auf 
Grundlage des Bestands und der ermittelten Konflikte, Zwangspunkte und Restriktionen ein 
Struktur- und Erschließungskonzept entwickelt. Die Ergebnisse dieser städtebaulichen Vorüber-
legungen sind nach Diskussion mit den Planungsbeteiligten in die weiteren Planungen eingeflos-
sen. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Bild 5: Struktur- und Erschließungskonzept, unmaßstäblich [Quelle: LKP. Ingenieure, Mutlangen] 

  

 Im Rahmen der planerischen Überlegungen für das Struktur- und Erschließungskonzept wurden 
verschiedene Flächenaufteilungen und Erschließungsmöglichkeiten betrachtet. Ziel war es eine 
Ergänzung des bestehenden Gewerbegebiets zu schaffen und diese in die bestehende städte-
bauliche Struktur einzupassen.  
Dafür wurden für das Struktur- und Erschließungskonzept 3 Varianten ausgearbeitet, die eine Er-
schließung für gewerbliche Grundstücke im nördlichen Bereich vorsehen sowie Mischgebietsflä-
chen im südlichen Bereich.  

Die wichtigsten Ziele dabei waren: 

 - Schaffung angemessener Baumöglichkeiten unter Berücksichtigung der Umgebungsbe-
bauung und des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden im Plangebiet, 

 - Gute Durchgrünung des Plangebiets, 

 - Integration in die angrenzenden bestehenden Strukturen, 

 - Berücksichtigung der Topografie, 

 - Berücksichtigung des bestehenden Leitungssystems, 

 - Anschluss an die Verkehrserschließung über die Osterwiesenstraße, 



Begründung mit Umweltbericht zum Bebauungsplan „LACHENWIESEN VIII“ Proj. Nr. IG18068  

 

 

10 

 - Anschluss an die Leizeller Straße für Fußgänger, 

 - Abarbeitung der ggf. vorhandenen artenschutzrechtlichen Belange, 

 - Sinnvolles Regenwassermanagement, 

 - Gebäudenutzung mit regenerativer Energie. 

 Unter diesem Aspekt ist die Aufstellung dieses Bebauungsplanes erforderlich. Durch die Planung 
sollen die planungsrechtlichen Grundlagen für die Bebauung unter dem Aspekt einer städtebau-
lich geordneten Entwicklung geschaffen werden. Grundlage des Bebauungsplans ist das auf die 
Ziele abgestimmte Struktur- und Erschließungskonzept. 
 

5.2 FLÄCHENBEDARFSNACHWEIS 

 Die Planung ist aus dem gültigen Flächennutzungsplan entwickelt. Daher bedarf es hier keines 
detaillierten Flächenbedarfsnachweises im Rahmen einer Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbe-
darfsnachweise im Rahmen der Genehmigungsverfahren in der Bauleitplanung, wie es das Mi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau in seinem Papier vom 15.02.2017 fordert.  

 Dennoch ist eine Auseinandersetzung mit dem zu erwartenden Bedarf an neuen Bauflächen im 
Sinne einer städtebaulichen Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 BauGB zur Abwägung der Belange 
gemäß § 1 Abs. 6 BauGB notwendig. Dabei soll der aktuelle Stand der gewerblichen Entwicklung 
dargelegt und eine Auseinandersetzung mit dem zu erwartenden Bedarf an Bauflächen vorge-
nommen werden. In diesem Zusammenhang ist § 1 Abs. 5 BauGB (Vorrang der Innenentwick-
lung als Ziel der städtebaulichen Entwicklung) der Maßstab für die Flächeninanspruchnahme von 
Flächen im Außenbereich. Durch die Entwicklung innerörtlicher Flächen wird diesem entspre-
chend Rechnung getragen. 

 Die Gemeinde Iggingen weist keine wesentlichen gewerblichen Flächen mehr zur weiteren Ent-
wicklung auf. Generell bestehen im Teilort Brainkofen kaum noch Bau- und Entwicklungsmög-
lichkeiten. Durch das Interesse an weiteren Gewerbeflächen und die fehlenden Entwicklungs-
möglichkeiten auf bestehenden Flächen in der Umgebung ist ein konkreter Bedarf vorhanden 
und die Ausweisung von neuen gewerblichen und gemischten Flächen ist dringend notwendig, 
um die für die Gemeinde wichtige gewerbliche Entwicklung nicht zu stark einzugrenzen. Auch 
aufgrund der relativ verkehrsgünstigen Lage ist am geplanten Standort eine gute Möglichkeit zur 
Gewerbegebietserweiterung gegeben. Doch Brainkofen ist nicht nur für Gewerbebetriebe attrak-
tiv, sondern auch für Wohnen oder sonstige gemischte Nutzungen, wie kleinflächiger Einzelhan-
del, Dienstleistungen, Gastronomie, etc. Die Lage Nahe des Mittelzentrums Schwäbisch Gmünd 
und der Bundesstraße B29 machen Brainkofen zu einem attraktiven Wohnort mit ländlichem 
Charakter. Des Weiteren stärkt das Mischgebiet den Ortskern Brainkofens, da zentral weitere 
Wohnflächen sowie Flächen für Kleingewerbe entstehen. Daher ist auch die Ausweisung von 
Mischgebietsflächen ausreichend begründet. 

 Die Planung entspricht darüber hinaus der geplanten Entwicklung für Iggingen. Die Erweiterung 
des Gewerbegebiets in diesem Bereich ist bereits in dem seit 2012 rechtsverbindlichen Flächen-
nutzungsplan als Gewerbebaufläche berücksichtigt. Unter diesen Gesichtspunkten kann die 
Ausweisung des geplanten Gewerbe- und Mischgebiets nachvollziehbar begründet werden. 

  

5.3 ERSCHLIESSUNG / VERKEHR 

 Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets erfolgt wie bisher über die bestehende Osterwie-
senstraße. Sie hat eine Fahrbahnbreite von ca. 6,5 m und einen einseitig begleitenden Gehweg 
sowie Parkbuchten. Veränderungen am Bestand sind hier nicht vorgesehen, da die Straße für das 
vorhandene und geplante Gewerbe- und Mischgebiet ausreichend dimensioniert ist. Ein Gehweg 
mit ca. 1,5 m Breite verläuft auf der Südseite der Osterwiesenstraße und stellt die fußläufige 
Anbindung her.  

Im Plangebiet ist eine Stichstraße, welche alle Bauplätze erschließt, vorgesehen. Diese hat eine 
geplante Brutto-Fahrbahnbreite von ca. 6,3 m und einen Wendehammer mit ca. 24,0 m Durch-
messer. Ein Fußweg verbindet die Leinzeller Straße mit dem zukünftigen Gewerbe- und Misch-
gebiet und grenzt diese beiden Nutzungen im westlichen Bereich voneinander ab. Dieser Fuß-
weg hat eine Breite von 3,00 m Breite und teilweise mit einem 3,0 m breiten begleitenden Grün-
streifen.  
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Ein- und Ausfahrten für Kraftfahrzeuge sind aufgrund der Verkehrssicherheit in den im Lageplan 
bezeichneten Stellen nicht zulässig. Durch die Unübersichtlichkeit in Kurven- und Kreuzungsbe-
reichen sind Ein- und Ausfahrten im Kreuzungsbereich der Osterwiesenstraße mit der neuen Er-
schließungstraße unzulässig. Des Weiteren dürfen keine Ein- und Ausfahrten entlang des Fuß-
weges geschaffen werden.  

Die Ver- und Entsorgung des Gebiets kann durch die bestehenden Leitungssysteme sowie die 
neuen Erschließungswege gewährleistet werden. Zusätzlich soll entlang des Fußweges ein zu-
sätzlicher Kanal den Bestands-Kanal in der Leinzeller Straße entlasten und so auch im Umgriff 
des Plangebiets für Entlastung sorgen. Siehe dazu die weiteren Ausführungen in Kap. I.7.0. 

  

5.4 FESTSETZUNGEN 

 Entsprechend den Zielen und dem Erfordernis der Planung werden die Flächen als eingeschränk-
tes Gewerbegebiet (eGE) sowie als Mischgebiet (MI) ausgewiesen.  

 Im südlichen Bereich soll aufgrund der Lage sowie der Bestandssituation ein Mischgebiet (MI) 
ausgewiesen werden, welches einen Nutzungsmix aus Wohnen und Gewerbe aufweist und so 
durch Ortskern-nahes Wohnen und Kleingewerbe den Ortskern von Brainkofen stärkt. Im Misch-
gebiet sind unter Berücksichtigung der planerischen Ziele (siehe Kap. 5.1) lediglich Einzelhan-
delsbetriebe, Tankstellen sowie Vergnügungsstätten unzulässig bzw. nicht Bestandteil dieses 
Bebauungsplans. Diese Nutzungen sind grundsätzlich eher den Zentren bzw. verkehrlich besser 
erschlossenen gewerblich geprägten Randbereichen zuzuordnen und fügen sich daher nicht in 
den angestrebten Charakter für das geplante Quartier ein.  

 Für das eingeschränkte Gewerbegebiet (eGE) werden schwerpunktmäßig gewerbliche Nutzun-
gen, insbesondere für Produktion und Dienstleistungen angestrebt. Zulässig sind daher gemäß § 
8 Abs.1 und 2 BauNVO Gewerbebetriebe, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe so-
wie Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude und Anlagen für sportliche Zwecke 

Die Festsetzung als eingeschränktes Gewerbegebiet lässt einerseits eine gewerbliche Nutzung 
zu, berücksichtigt andererseits aber auch die möglichen negativen Auswirkungen auf die direkte 
Umgebung, beispielsweise durch Lärmemissionen. Die Lage nahe dem Ortskern und der Wohn-
bebauung kann gewisse Konflikte hervorrufen. Daher sind nur Gewerbebetriebe mit baulichen 
und sonstigen Anlagen, die das Wohnen nicht wesentlich stören, zulässig. Die Einhaltung der 
entsprechenden Lärmrichtwerte ist dabei im Zuge der Baugenehmigung nachzuweisen und ggf. 
durch geeignete Maßnahmen zum aktiven Lärmschutz zu gewährleisten. 

 Aus städtebaulichen Gründen und aufgrund der Lage des geplanten Gewerbegebiets sowie der 
Umgebungsbebauung durch zwei Einzelhandelsmärkte sind nach § 1 Abs.5 i.V. m.§ 1 Abs. 9 
BauNVO im Zusammenhang mit der Erschließungssituation Einzelhandelsbetriebe im Grundsatz 
unzulässig. Ausnahmsweise kann jedoch Einzelhandel von Handwerks- und Gewerbebetrieben, 
deren angebotenes Sortiment überwiegend aus eigener Herstellung stammt, im Wege der 
handwerklichen und gewerblichen Leistung verbraucht, eingebaut oder auf andere Weise wei-
terverarbeitet wird und soweit die Einzelhandelsnutzung der übrigen betrieblichen Nutzung un-
tergeordnet bleibt und eine maximale Verkaufsfläche von 250 m2 aufweist, zugelassen werden. 
Tankstellen sind aufgrund der Lage ebenso unzulässig, da diese erhöhtes Verkehrsaufkommen 
und in den Ruhezeiten auch Lärmemissionen hervorrufen können und daher hier nicht ge-
wünscht sind. 

 Gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO sind Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet sind ausnahmsweise 
zulässig. Dies entspricht auch dem Bestand in den angrenzenden Gewerbegebieten und den 
städtebaulichen Zielen. Des Weiteren sind gemäß § 1 Abs. 6 + 9 BauNVO Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke nicht Bestandteil dieses Bebauungsplans. Eben-
falls nicht Bestandteil aus städtebaulichen Gesichtspunkten sowie der Lage im ländlichen Raum 
sind Vergnügungsstätten, da diese eher einem Zentrum geordnet sind und Verkehr und nächtli-
che Lärmemissionen hervorrufen kann. 

 Als Maß der baulichen Nutzung sind im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Grundflä-
chenzahl sowie die maximale Höhe baulicher Anlagen festgesetzt. Die Zahl der Vollgeschosse im 
eingeschränkten Gewerbegebiet mit 3 möglichen Vollgeschossen begrenzt und im Mischgebiet 
mit 2 möglichen Vollgeschossen wird festgesetzt. Die Grundflächenzahl ist laut Lageplan mit ei-
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ner GRZ von 0,8 im eingeschränkten Gewerbegebiet und mit einer GRZ von 0,6 im Mischgebiet 
festgesetzt. Dadurch wird eine angemessene städtebauliche Dichte, auch unter Berücksichti-
gung eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, erreicht. Es soll auch dem Aspekt des 
flächensparenden Bauens Rechnung getragen werden.  

 Im eingeschränkten Gewerbegebiet ist eine abweichende Bauweise im Sinne der offenen Bau-
weise festgesetzt, jedoch mit zulässigen Gebäudelängen über 50 m. Mit dieser Festsetzung 
werden für das Gebiet angemessene flexible Baumöglichkeiten gewährleistet, welche im Ge-
werbegebiet aufgrund der Nutzungsansprüche oft zum Tragen kommen. Die dabei möglichen 
größeren Gebäudelängen erfordern für die Gebäude entsprechende Gestaltungsvorschriften, die 
eine Gliederung der Fassade gewährleistet. Siehe dazu die weiteren Ausführungen in Kap. I.5.5. 
Im Mischgebiet ist eine offene Bauweise festgesetzt, da hier keine Gebäudelängen über 50 m 
möglich sein sollen. Es soll sich die kleinere Struktur der Baukörper des Ortskerns auch in diesen 
Bereichen fortsetzen. 

 Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen bestimmt. Außerhalb der fest-
gesetzten Baugrenzen sind je nach Art der baulichen Nutzung die dem Betrieb und der Funktion 
zugeordneten Nebenanlagen wie Abfallbehälter, Fahrradgaragen usw. zulässig, sofern die gestal-
terischen Belange berücksichtigt und die festgesetzten Pflanzgebote nicht beeinträchtigt wer-
den. Dabei muss jedoch ein Abstand von 2 m zu den Nachbargrenzen sowie zu öffentlichen Ver-
kehrsflächen eingehalten werden. Die erlaubt den Bauherren eine flexiblere Nutzung der Flächen, 
während gleichzeitig die gestalterische Idee des öffentlichen Raumes erhalten bleibt. 

 Insgesamt kann durch die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung durch die Zahl der 
Vollgeschosse und die Bauweise eine Einfügung in die umliegenden Strukturen, eine gute Nutz-
barkeit der Flächen und eine sinnvolle Arrondierung gewährleistet werden. 

 Die Festsetzungen für Garagen und überdachte Stellplätze sind flexibilisiert, so dass diese mit 
wenigen Einschränkungen individuell auf den Grundstücken angeordnet werden können. Dabei 
müssen im Hinblick auf die Gestaltung des Straßenraums der Erschließungsstraße im Mischge-
biet bei einer Stellung parallel zur öffentl. Verkehrsfläche Garagen und überdachte Stellplätze ei-
nen Mindestabstand von 1,50 m ansonsten von mind. 5,00 m für Garagen bzw. 1,50 m für über-
dachte Stellplätze aufweisen. Im eingeschränkten Gewerbegebiet sind Garagen und überdachte 
Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Stellplätze sind nur zwi-
schen der rückwärtigen Baugrenze und der Straßenbegrenzungslinie zulässig. Hinsichtlich der 
Gestaltungsvorschriften für Stellplätze siehe Kap. I.5.5. 

 Aus städtebaulichen und gestalterischen Gründen sind oberirdische Versorgungsfreileitungen im 
Geltungsbereich nicht zulässig. Dies entspricht heute auch nicht mehr dem Stand der Technik. 
Eine oberirdische Bauweise würde in Bezug auf die verkabelten umliegenden Baugebiete hier ei-
ne Verunstaltung darstellen.  

 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind, soweit es sich um Gebäude i. S. d. § 2 Abs.2 
LBO Bad.-Württbg. handelt, auf Grundstücksflächen zwischen der Baugrenze und der öffentli-
chen Verkehrsfläche nicht zulässig und in den übrigen, nicht überbaubaren Flächen der Bau-
grundstücke nur zulässig, soweit der umbaute Raum 40 m³ nicht überschreitet. Siehe dazu auch 
die weiteren Ausführungen in Kap. I.5.5. Dadurch kann eine flexible Nutzung der eGE- und MI- 
Flächen gewährleistet werden, während gleichzeitig in gestalterisch kritischen Randbereichen 
der Grundstücke gute Rahmenbedingungen gewährleistet werden. 

 In der Planung sind zudem grünordnerische Belange integriert, welche zur Eingrünung und 
Durchgrünung des Baugebiets sowie als Ausgleichsflächen dienen. Siehe dazu in den Kap. I.5.6 
und II.5.0. 

  

5.5 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

 Die gestalterischen Festsetzungen im Rahmen der örtlichen Bauvorschriften nach § 74 LBO, die 
zusammen mit dem Bebauungsplan aufgestellt werden sollen, tragen zur Gewährleistung einer 
ordentlichen Gestaltung der baulichen Anlagen, zur Erreichung einer positiven Gestaltqualität des 
Gewerbegebietes und des Mischgebiets sowie zu einer guten städtebaulichen Einbindung in das 
bestehende Orts- und Landschaftsbild bei. Dabei sind insbesondere Festsetzungen zu Fassaden, 
Dächern, zu Gebäudehöhen, zur Gestaltung von Werbeanlagen und Stellplätzen sowie deren Zu-
fahrten und zu den unbebauten Flächen der Grundstücke getroffen. 
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 Hinsichtlich der Lage des Plangebiets nahe des Ortskerns sind bei der Farbgebung für die Fassa-
dengestaltung nur gedeckte Farbtöne mit einem maximalen Remissionswert von 70% zulässig. 
Reflektierende und glänzende Materialien sind nicht zulässig. Ferner sind Fassaden über 30 m 
Länge aus gestalterischen Gründen sowie zur besseren örtlichen Einbindung der Gebäude am 
Ortskern im Abstand von maximal 15 m zu gliedern. Dies kann durch Vorbauten, Vorsprünge, 
Versätze, Öffnungen, Glasbauten oder Wandbegrünungen erfolgen. Dadurch soll eine verträgli-
che Gestaltung der Gebäude in gewerblich dominierten Gebieten gefördert werden und der Prob-
lematik von großen Fassadenflächen Rechnung getragen werden. 

 Ein weiteres wichtiges Gestaltungselement bei den Gebäuden sind die Dächer. Unter Berück-
sichtigung der Nutzung als Gewerbegebiet sollen als Dachformen nur Flachdächer und flach ge-
neigte Dächer bis 15° Dachneigung im eingeschränkten Gewerbegebiet zulässig sein. Damit wird 
den Anforderungen der Gewerbetreibenden durch eine optimale Ausnutzung der Kubatur Rech-
nung getragen. Zusätzlich zu Flach- und flachgeneigten Dächern sind im Mischgebiet noch Sat-
teldächer mit einer Dachneigung von 15° bis 40° zulässig, um hier eine Eingliederung in das be-
stehende Zentrum Brainkofens zu ermöglichen. Dächer bis 15°, wenn nicht als Terrassen ausge-
bildet, sind mindestens extensiv zu begrünen. Für die Dachbegrünung ist von einer Substratstär-
ke von mindestens 10 cm auszugehen. Dies trägt auch zur Reduzierung des Regenwasserab-
flusses bei und hat kleinklimatische Vorteile. Nicht begrünte Dächer sind mit gedeckten Farbtö-
nen der RAL-Gruppen 30, 70 oder 80 zu decken. Reflektierende und glänzende Materialien sind 
mit Ausnahme von flächigen Verglasungen zur passiven Energienutzung nicht zulässig. Freige-
stellte, auf verschiedenen Grundstücken stehende, aneinander gebaute Garagen müssen bei ge-
neigten Dächern die gleiche Dachform und Dachneigung haben.  

Dachaufbauten sind mit Ausnahme der in Ziffer 2.2 des Textteils genannten untergeordneten 
technisch notwendige Aufbauten, über die Dachaufbautensatzung der Gemeinde Iggingen gere-
gelt (siehe Ziff. 3.1 des Textteils). Anlagen für Solarthermie und Photovoltaik sind grundsätzlich 
zulässig. Aufgeständerte Anlagen sind nur ausnahmsweise und nur bei Flachdächern und flach-
geneigten Dächern bis 15° Dachneigung zulässig, sofern diese mit einem Abstand vom Haus-
grund (Attika) von mindestens 1,50 m und einer Höhe von maximal 1,00 m über der Dachfläche 
vorgesehen werden. Bei geneigten Dächern ab 15° Dachneigung sind Anlagen für Solarthermie 
und Photovoltaik nur innerhalb der Dachflächen in der Neigung des Daches zulässig. Ausnahms-
weise können für solarthermische Anlagen Abweichungen von den o.g. Vorschriften zugelassen 
werden, sofern die Anlagen sich in die Gesamtheit der Dachfläche einfügen, maximal 15 % der 
jeweiligen Dachfläche und eine Höhe von maximal 1,00 m über der Dachfläche nicht überschrei-
ten. 

 Die maximale Gebäudehöhe ist aufgrund der topografischen Situation und dem umliegenden Be-
stand als maximale Gebäudehöhe über Normal-Null festgesetzt. Dadurch kann eine abgestufte 
Höhenentwicklung gewährleistet werden und gleichzeitig kann aufgrund der topografischen Situ-
ation den Bauherren die notwendige Freiheit einer flexiblen Erdgeschossrohfußbodenhöhe bzw. 
Gestaltung der Kubatur eingeräumt werden. Eine Überschreitung der zulässigen Gebäudehöhe 
ist für untergeordnete, technisch notwendige Aufbauten wie Aufzüge, Schornsteine, Lüftungs-
einrichtungen usw. ausnahmsweise zulässig. 

 Weiter sind Festsetzungen zu Werbeanlagen, zur Gestaltung von Stellplätzen und ihren Zufahrten 
sowie den unbebauten Flächen der Grundstücke getroffen. Diese berücksichtigen einerseits die 
Aspekte einer guten Einbindung der Anlagen in die Umgebung und die Landschaft sowie ande-
rerseits die nachbarschaftlichen Belange und das öffentliche Interesse.  

Dazu sind Werbeanlagen im Plangebiet grundsätzlich nur an der Stätte der Leistung zulässig. Sie 
dürfen dabei die Sicht der Verkehrsteilnehmer nicht behindern und die Wirkung amtlicher Ver-
kehrszeichen nicht beeinträchtigen. Zusätzlich sind Werbeanlagen auf Dächern, welche von den 
Straßen aus sichtbar sind, nicht zulässig. Aus gestalterischen Gründen sind Werbeanlagen mit 
wechselndem und bewegtem Licht unzulässig. Auch in den Außenbereich dürfen sie im Über-
gang in den freien Landschaftsbereich nicht wirken. Weiter ist nur im eingeschränkten Gewerbe-
gebiet pro Grundstück eine freistehende Werbeanlage, welche die Gebäudehöhe nicht über-
schreiten darf, zulässig. Diese dürfen dabei auf maximal drei Seiten eine Werbefläche von je 5 m² 
haben, wodurch negative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild abgemildert werden 
können. Insgesamt kann so den Belangen der Werbung ausreichend Rechnung getragen wer-
den. 
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 Bei der Gestaltung der Stellplätze und ihren Zufahrten steht insbesondere die Versiegelungsprob-
lematik im öffentlichen Interesse. So müssen zur Reduzierung der Versiegelung Stellplätze und 
nicht für den LKW-Verkehr bestimmte bzw. untergeordnete Hofflächen wasserdurchlässig her-
gestellt werden. Stellplatzanlagen sind zudem mit Laubbäumen zu durchgrünen, um damit eine 
Einbindung in die Umgebung zu erreichen sowie die Belange von Natur und Umwelt aber auch 
des Ortsbildes zu berücksichtigen. So ist pro 5 Stellplätzen mindestens ein Baum der Pflanzliste 
1 oder 2 zu pflanzen. Offene Stellplätze sind im MI im direkten Anschluss an die öffentliche Ver-
kehrsfläche auf max. 2/3 der Grundstückslänge zulässig. Dies vor dem Hintergrund, dass ein at-
traktiver Straßenraum, unter anderem durch einen Vorgartenbereich entsteht. 

 Weitere Festsetzungen betreffen die Gestaltung der unbebauten Flächen der Grundstücke. Unter 
Berücksichtigung des § 9 Abs. 1 LBO BW und des LNatSchG sind die nichtüberbauten Flächen 
der bebauten Grundstücke als Grünflächen zu gestalten. Diese sind zu pflegen und dauerhaft zu 
erhalten. Gartenbereiche, die mit Steinschüttungen und einzelnen Ziergehölzen gestaltet werden, 
sind daher nicht zulässig. Aufschüttungen und Abgrabungen sind im Plangebiet unter Berücksich-
tigung der bestehenden Topographie zur Herstellung des Planums von Bau- und Betriebsflächen 
bis zur im Baugesuch festgesetzten Erdgeschossrohfußbodenhöhe der geplanten Gebäude bzw. 
bis zur Oberfläche von baulichen Anlagen wie Parkplätze usw. zulässig. Damit werden stärkere 
Eingriffe in die bestehende Topografie vermieden. Stützmauern entlang der öffentlichen Ver-
kehrsflächen sind bis maximal 1,20 m Höhe zulässig. Stützmauern welche Richtung der 
öffentlichen Verkehrsflächen orientiert sind müssen begrünt oder als bepflanzte Naturstein-
Trockenmauern hergestellt werden, um eine attraktive Gestaltung der öffentlichen Räume zu 
gewährleisten. Stützmauern sind an den Grenzen zu öffentlichen Grünflächen unzulässig. Einfrie-
dungen sind im Mischgebiet als Hecken aus einheimischen Gehölzen oder als Holzzäunen bis zu 
einer Höhe von 2,00 m und bei Stabgitterzäunen bis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig. Stabgit-
terzäune sind mit heimischen Kletterpflanzen der Pflanzliste 3 bzw. Sträuchern der Pflanzliste 2 
zu begrünen. Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen und dem daran anschließenden Vorgar-
tenbereich (jeweils bezogen auf Straßenniveau) sind nur einheimische Hecken und Laubgehölze 
(z.B. Hartriegel, Buche) sowie Holzzäune bis maximal 0,80 m Höhe zulässig, um hier eine attrak-
tive Gestaltung des öffentlichen Raumes erreichen zu können. Im eingeschränkten Gewerbege-
biet sind Einfriedungen bis zu einer Höhe von 2,00 m aus durchsichtigen Metallzäunen, 
Rankzäunen oder einheimischen Hecken (z.B. Hartriegel, Buche, Liguster) zulässig. Dabei müs-
sen bei Stützmauern und Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen ein Abstand 
von mindestens 0,50 m zu der Grundstücksgrenze eingehalten werden. Weiter sind aus Gründen 
der Durchlässigkeit bei Einfriedungen ein Bodenabstand von mindestens 10 cm einzuhalten.  

  

5.6 GRÜNORDNUNG 

 Die grünordnerische Konzeption orientiert sich an den Gegebenheiten der Umgebung und den 
Erfordernissen für eine angemessene Einbindung des neuen Baugebiets in die Landschaft.  

Dabei sind folgende Ziele und Grundsätze zu berücksichtigen: 

 - Berücksichtigung der landschaftlichen und topografischen Verhältnisse sowie der Umge-
bungsbebauung, 

 - Berücksichtigung des Oberlaufs des Brainkofener Bachs als Gewässer II. Ordnung, 

 - gute landschaftliche Einbindung des geplanten Baugebiets, 

 - Gestaltung des Baugebiets unter ökologischen Gesichtspunkten mit guter Durchgrünung, 

 - sparsamer Umgang mit Grund und Boden, 

 - artenschutzrechtliche Belange. 

 Folgende grünordnerische Maßnahmen sind in der Planung insbesondere vorgesehen: 

 - Pflanzgebot für Laubbäume  
Entsprechend den Einträgen im Lageplan sind entlang der Grenze zwischen öffentlicher Grün-
fläche 1 und eGE-Fläche zur Randeingrünung der eGE-Fläche mindestens mittelkronige Laub-
bäume der Pflanzliste 1 oder 2 zu pflanzen.  Der Stammumfang für die zu pflanzenden Einzel-
bäume muss in 1m Höhe über Gelände mind.16 –18 cm betragen. Ausnahmsweise ist eine 
geringfügige Abweichung vom eingetragenen Standort in begründeten Fällen (Zufahrt, Gren-
zen, Leitungen) möglich, soweit die der Ausweisung zugrunde liegende Gestaltungsidee er-
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halten bleibt (Textteil Ziff. 1.13.1).  

 - Pflanzgebot zur Durchgrünung (PFG 1) 
Im eingeschränkten Gewerbegebiet sind zur Gewährleistung einer guten Durchgrünung des 
Gewerbegebiets pro 750 m² versiegelter Grundstücksfläche mindestens ein großkroniger 
Laubbaum gemäß der Pflanzliste 1 oder 2 anzupflanzen. Der Stammumfang für die zu pflan-
zenden Bäume muss in 1 m Höhe über Gelände mind. 12 bzw. 16 cm betragen. Im Mischge-
biet ist pro 300 m² versiegelter Grundstücksfläche mindestens ein großkroniger Laubbaum 
gemäß der Pflanzliste 1 oder 2 anzupflanzen. Entsprechend dem Lageplaneintrag sollen hier 
die Baumpflanzungen eine attraktive Gestaltung entlang der Straße fördern (Textteil 
Ziff.1.13.2). 

 - Pflanzgebot Gewässerrandstreifen (PFG 2) sowie öffentliche Grünfläche 1 
Entlang des Oberlaufs des Brainkofener Bachs ist der bestehende Gewässerrandstreifen wei-
ter zu entwickeln. Dabei sind entlang des Grabens die Flächen entlang des Grabens als Hoch-
staudenflur zu entwickeln. Zur Eingrünung sind die Bäume entsprechend dem schematischen 
Eintrag im Lageplan anzuordnen. Weiter sind die übrigen Flächen als Magerwiese anzulegen 
(Textteil Ziff. 1.10.1 und 1.13.3). 

 - Pflanzgebot & Pflanzbindung Biotoperhaltung (Pflanzgebot 3 & PFB) sowie öffentliche Grün-
fläche 2 
Zur Erhaltung und Weiterentwicklung des Biotops sind die Flächen als Saumvegetation zu 
entwickeln und dauerhaft zu gestalten. Dabei sind die bestehenden Gehölze zu erhalten und 
bei Abgang zu ersetzen. Die übrigen Flächen sind als Krautsaum aus ein- oder mehrjährigen 
Stauden und Gräsern (z.B. Nr. 08 der Fa. Rieger-Hofmann) zu entwickeln. Der Krautsaum darf 
nur extensiv gepflegt werden (keine Düngung, einmalige Mahd pro Jahr, frühester Mähtermin 
1.9.), das Mähgut ist abzufahren (Textteil Ziff. 1.10.2 und 1.13.4). 

 - Private Grünfläche 1 
Die im Lageplan dargestellte Grünfläche ist als Hausgarten zu nutzen. Innerhalb der festge-
setzten privaten Grünfläche ist eine Geschirr-/Gerätehütte bis maximal 60 m³ Brutto - Raum-
inhalt zulässig. Ein Abstand von mindestens 2 m ist von den Nachbargrenzen einzuhalten. 
(Textteil Ziff. 1.10.3). 

 - Unzulässigkeit für nicht heimische Laub- und Nadelgehölze / Koniferen (Textteil Ziff. 1.13.5). 

 - Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind insgesamt 10 Nistkästen für 
die Gilde der Höhlenbrüter sowie 10 Ersatzhabitate für Zwergfledermäuse zu exponieren 
(Textteil Ziff. 1.12.1). 

 - Externe Ersatzmaßnahme „E1“ im Rahmen der Eingriffsausgleichsproblematik. Dabei werden 
die Flächen entlang des Bullenfeldgrabens zur Entwicklung einer mageren Flachlandmähwie-
se auf ca. 1.500 m² aufgewertet werden (Textteil Ziff. 1.12.2). 

 - Externe Ersatzmaßnahme „E2“ im Rahmen der Eingriffsausgleichsproblematik. Dabei wird 
der Ökopunkteüberschuss, welcher aus dem Bebauungsplan „Breitne – Südlicher Ortsrand“ 
(rechtskräftig 06.04.2011) entstanden ist, angerechnet (Textteil Ziff. 1.12.3). 

 - Externe Ersatzmaßnahme „E3“ im Rahmen der Eingriffsausgleichsproblematik. Dabei wird 
die Ökokonto-Maßnahme „Steigbühl“ mit Erhalt und Pflanzung von Bäumen und Hecken 
(Textteil Ziff. 1.12.4). 

 - Externe Ersatzmaßnahme „E4“ im Rahmen der Eingriffsausgleichsproblematik. Dabei wird 
die im Kompensationsverzeichnis und Ökokonto Baden-Württemberg gelistete Maßnahme 
225.02.021 im Landkreis Neckar-Odenwald-Kreis durch die Gemeinde erworben und für den 
erforderlichen Eingriffsausgleich herangezogen (Textteil Ziff. 1.12.5). 

 - Pflanzbindung Laubbäume 
Zum Erhalt bestehender Bäume sind ausgewiesene Einzelbäume zu schützen und zu pflegen. 
Es muss ein Schutz gegen Beschädigungen im Wurzelhals- und Stammbereich gewährleistet 
sein. Während der Bauzeit sind die Regelungen der DIN 18 920 zu beachten. Generell sind 
abgängige Pflanzen innerhalb eines Jahres gleichartig zu ersetzen. (Textteil Ziff. 1.14.1). 

 - Begrünung von Dächern 
Die Flach- und flachgeneigten Dächer bis zu 15° Dachneigung sind zur Reduzierung der ver-
siegelten Flächen und zur Reduzierung klimatischer Aufheizungseffekte mindestens extensiv 
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zu begrünen. Dabei ist eine Substratstärke von mindestens 10 cm vorzusehen. Im einge-
schränkten Gewerbegebiet sind durch diese Festsetzung in Kombination mit der Festsetzung, 
dass nur Flach- und flachgeneigte Dächer zulässig sind, alle Dächer zu begrünen. (Textteil Ziff. 
2.1.2). 

 - Gestaltung von Stellplätzen und ihren Zufahrten 
Private Parkplätze und nicht für den LKW-Verkehr bestimmte bzw. untergeordnete Hofflächen 
dürfen nur in wasserdurchlässiger Bauweise (z.B. Dränsteine, Rasenpflaster oder Schotterra-
sen) herzgestellt werden. Damit kann der Anteil voll versiegelter Flächen reduziert und die Be-
lange der Schutzgüter Boden und Wasser können besser berücksichtigt werden. Des Weite-
ren sind Stellplätze für Kraftfahrtzeuge mit mindestens einem mittelkronigen standortgerech-
ten Laubbaum pro 5 Stellplätze zu durchgrünen (Textteil Ziff. 2.4). 

 - Gestaltung der unbebauten Flächen der Grundstücke 
Die unbebauten Flächen sind zu begrünen bzw. gärtnerisch anzulegen, sofern diese nicht mit 
zulässigen baulichen Anlagen bebaut bzw. belegt sind. Sie sind zu pflegen und dauerhaft zu 
erhalten. Dabei wird darauf hingewiesen, dass sogenannte „Stein- oder Schottergärten“ bzw. 
Steinschüttungen mit einzelnen Zierpflanzungen nicht dieser Regelung entsprechen und da-
her unzulässig sind (Textteil Ziff. 2.5.1). 

 - Gestaltungsvorschriften für Aufschüttungen und Abgrabungen, Einfriedungen und Stützmau-
ern (Textteil Ziff. 2.5.2 bis 2.5.4). 

 Das geplante Gewerbe- und Mischgebiet wird durch die vorgesehenen Grünfestsetzungen und 
Maßnahmen entlang der Erschließungsstraßen und zur Durchgrünung sowie durch die beste-
henden und weiter zu entwickelnden Grünstrukturen entlang des Gewässers und der Wege un-
ter Berücksichtigung der Vorbelastungen und des bestehenden Landschaftsraumes gut in die 
Umgebung eingebunden. 

Insgesamt wird auf die grünordnerischen Festsetzungen im Textteil, auf die Darstellung der 
Umweltauswirkungen in Kap. II.3.0 bis II.6.0 und Tab.1, Seite 37 sowie auf die Eingriffsbilanzie-
rung in Tab. 2 bis 5, Seite 38 bis 42 hingewiesen. 
 

6.0 ABWÄGUNG DER ÖFFENTLICHEN BELANGE 

 Bezüglich der Belange des Umweltschutzes wird auf die Ausführungen im Umweltbericht in 
Kap. II. der Begründung verwiesen. 
 

6.1 BESTANDSBEWERTUNG 

 Der Planungsraum gehört naturräumlich zum östlichen Albvorland. Von Natur aus würden auf 
den Flächen des Plangebiets Wälder zwischen der Rems und der Lein wachsen. 

 Die im Siedlungsbereich liegende Fläche besteht hauptsächlich aus Wiesenflächen mit teilwei-
sem Streuobstbesatz. Im südlichen Bereich befinden sich weiter einige private Gärten sowie 
zwei Scheunen innerhalb des Geltungsbereichs. Grünräumlich relevante Strukturen erstrecken 
sich vor allem im westlichen Bereich in Form der Obstbäume sowie südlich durch Hecken der 
Gärten und im östlichen Bereich durch das geschützte Biotop Nr. 171251368259 „Feldhecke am 
nördlichen Ortsrand von Iggingen“. Im östlichen Bereich des Plangebiets verläuft zusätzlich der 
Brainkofener Bach als Gewässer II. Ordnung. Dieser führt innerhalb des Plangebiets nur tempo-
rär Wasser und verläuft insgesamt Richtung Norden unter der Osterwiesenstraße hindurch wei-
ter. In den Bereichen der Scheunen und in den Streuobstwiesen sind einige Grünstrukturen vor-
handen, die artenschutzrechtlich von Bedeutung sein können. Die Bäume sind dabei als Brutha-
bitat für Vögel und gegebenenfalls auch für Fledermäuse geeignet. Siehe dazu auch die dem 
Bebauungsplan als Anlage 3 beigefügte artenschutzrechtliche Relevanzprüfung (diese wird im 
Laufe des Verfahrens durch eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ergänzt).  

 Die Neuausweisung des Baugebiets betrifft also zusammenfassend insbesondere Wiesenflä-
chen mit teilweisem Streuobstbestand, private Gärten, ein Biotop sowie den Brainkofener Bach 
als Gewässer II. Ordnung. Der Geltungsbereich orientiert sich im Wesentlichen am Bestand, 
den zur Verfügung stehenden Flächen und den geplanten Nutzungen im Gewerbe- und Misch-
gebiet.  

 Weitere Ausführungen zur Bestandssituation siehe in den Kap. I.4.0 sowie II.3.0. Der Bestand 
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wurde aufgenommen und entsprechend der Biotopwert-Tabellen bilanziert (siehe Tabellen 2 bis 
4, Seiten 38 - 42). Weitere Ausführungen zu der Beurteilung der Belange von Natur und Umwelt 
sind im Umweltbericht zu finden (Kap. II.3.0). 
 

6.2 KONFLIKTANALYSE  

6.2.1 VERKEHR 

 Die verkehrlichen Belange werden durch die Planung berücksichtigt. Das Plangebiet kann über 
die nördlich angrenzende bestehende Osterwiesenstraße angeschlossen werden. Die Stich-
straße erschließt alle Bauplätze und hat am Ende eine für LKWs ausreichend-dimensionierte 
Wendeanlage. Hinsichtlich der detaillierten Ausführungen wird auf das Kap. I.5.3 verwiesen. 
Über den bestehenden Kreisverkehr ist das Gebiet mit der Leinzeller Straße und in weiterer Fol-
ge mit Iggingen, Herlikofen und der Bundesstraße B29 sowie der Landesstraße L1156 mit Lein-
zell und Mutlangen verbunden. Westlich des Plangebiets befindet sich in ca. 100 m Luftlinie die 
Bushaltestelle Brainkofen Leinzeller Straße, Iggingen, wodurch eine Anbindung an den ÖPNV 
gewährleistet werden kann. Insgesamt ist das Gewerbegebiet Brainkofen durch diverse Lan-
desstraßen gut an das überörtliche Verkehrsnetz angeschlossen und dadurch attraktiv für Ge-
werbetreibende. Gleichzeitig kann das umliegende Verkehrsnetz den zusätzlichen Verkehr auf-
nehmen und es ist keine Erweiterung der Kapazitäten notwendig. Für den Fuß- und Radverkehr 
werden durch die Anbindung an die Osterwiesenstraße und Leinzeller Straße neue Verbindun-
gen geschaffen, die direktere Wege ins Zentrum bedeuten. 

 

6.2.2 BIOTOPE 

 Im Plangebiet befindet sich das Offenland-Biotop Nr. 171251368259 „Feldhecke am nördlichen 
Ortsrand von Iggingen“. Die Hecke zeichnet sich durch eine Baumschicht aus Vogel-Kirsche, 
Hänge-Birke, Salweide, Apfel und Walnuss sowie eine Strauchschicht aus Rotem Hartriegel, 
Zwetschgen-Wildwuchs und Pfaffenkäppchen aus. Die Krautschicht setzt sich aus Stickstoffzei-
gern zusammen; dominante Art des Unterwuchses ist die Große Brennnessel, dazu viel Zaun-
winde, Brombeere, Himbeere und Echte Nelkenwurz. Durch den Bestand, Besitzverhältnisse 
und die topografischen Gegebenheiten wird ein Teil des Biotops als Gewerbegebiet überplant. 
Diese Flächen werden im direkten Umgriff des Biotops auf Gemeinde-eigenen Flächen wieder 
ausgeglichen. Die nicht mit Gewerbeflächen überplanten Bereich des Biotops werden erhalten.  
 

6.2.3 LANDWIRTSCHAFT 

 Durch die Planung gehen ca. 1,7 ha landwirtschaftlich genutzte Wiesenflächen verloren. Derzeit 
sind diese Flächen laut Flurbilanz auch als Vorrangflächen der Stufe II gekennzeichnet. 

Das Plangebiet befindet sich zusätzlich laut Regionalplan Ostwürttemberg in einem schutzbe-
dürftigen Bereich für Landwirtschaft und Bodenschutz (Plansatz 3.2.2). Die aufgrund ihrer 
natürlichen Eignung für die landwirtschaftliche Nutzung und als Filter und Puffer sowie als 
Ausgleichskörper im Wasserkreislauf geeigneten Böden und Flächen der Region, sollen vorran-
gig für die Landwirtschaft genutzt werden. Da die Gemeinde jedoch auch sonst keine konflikt-
freien Gewerbeflächen mehr zur Verfügung hat und das Gebiet als innerörtliche Nachverdich-
tungsmaßnahme gesehen werden kann, ist hier das öffentliche Interesse nach Erhalt und Er-
gänzung von Arbeitsplätzen vorrangig. 

Die Flächen des Plangebiets, auf denen das Gewerbe- und Mischgebiet realisiert werden soll, 
sind teilweise bereits im FNP als bestehende Gewerbebauflächen festgesetzt. Vor diesem Hin-
tergrund und aufgrund der Eigentumsverhältnisse sowie des Grunderwerbs der Gemeinde an 
diesen Flächen kann davon ausgegangen werden, dass durch die Herausnahme dieser Flächen 
aus der landwirtschaftlichen Produktion kein landwirtschaftlicher Betrieb in seiner Existenz ge-
fährdet ist. Landwirtschaftlich schlecht nutzbare Restflächen fallen nicht an. Außerdem wurden 
auf Anfrage entsprechende Tauschflächen gefunden. 

Aufgrund des Flächenverlustes sind die Belange der Landwirtschaft zwar beeinträchtigt, der Ver-
lust der landwirtschaftlich genutzten Flächen ist unter den gegebenen Rahmenbedingungen 
insgesamt als mittel einzustufen. Dennoch sind die Belange der Landwirtschaft gegenüber dem 
öffentlichen Interesse an Ausweisung der Gewerbeflächen hier zurückzustellen. 
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6.2.4 SONSTIGES 

 Altlasten bzw. Altablagerungen sind im Plangebiet nicht bekannt.  

 Die Erweiterung des Gewerbegebiets ist aufgrund des Standorts wenig störend für die beste-
hende Ortsstruktur. Die angrenzenden Gewerbeflächen weisen ähnliche Festsetzungen auf und 
daher ist davon auszugehen, dass sich das geplante Gewerbegebiet in die Umgebung einpassen 
wird und keine negativen Auswirkungen auf das Ortsbild hat. Da sich das Plangebiet in einer in-
nerörtlichen Lage befindet, ergeben sich im Zusammenhang mit den sonstigen Zielen keine er-
heblichen negativen Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild. Insbesondere die Maß-
nahmen zur Gestaltung der Fassaden tragen noch dazu bei, dass sich die Gebäude in die Umge-
bung einfügen.  

 Sonstige Belange, die durch die Planung berührt werden, sind derzeit nicht bekannt. 
 

6.3 MAßNAHMEN 

 Durch die vorliegende Planung werden die Belange gemäß § 1 Abs.6 in Verbindung mit Abs.7 
BauGB geprüft und soweit als möglich berücksichtigt. Die Festsetzungen im zeichnerischen und 
textlichen Teil des Bebauungsplanes sind auf diese Belange abgestimmt. 

 Die wesentlichen Maßnahmen sind: 

 - Planung der neuen Gewerbe- und Mischgebietsflächen unter dem Aspekt einer nachhaltigen 
Siedlungsentwicklung und Nutzbarmachung innerörtlicher Flächen, 

 - Festsetzungen zur Gestaltung des Baugebietes unter Berücksichtigung der vorgegebenen 
Planungsziele sowie den vorhandenen und umliegenden Strukturen, 

 - Minimierung der Bodenbelastungen und des Landschaftsverbrauches durch flächensparende 
Entwicklung des Gebiets, 

 - Reduzierung der Versiegelung und damit des Oberflächenwasserabflusses durch verschie-
dene Maßnahmen, 

 - Festsetzung zur Begrünung von Dächern als Beitrag zur Verbesserung des Kleinklimas im 
Gebiet und zur Reduzierung des Oberflächenwasserabflusses, 

 - Durchgrünung des Plangebiets durch entsprechend festgesetzte Pflanzgebote, 

 - Möglichkeiten zur Nutzung von regenerativen Energien wie z.B. Sonnenenergie, 

 - Berücksichtigung der Biotopstrukturen,  

 - weitere Maßnahmen siehe im Umweltbericht in Kap. II.5.0. 

7.0 VER- UND ENTSORGUNG 

 Im Allgemeinen Kanalisationsplan der Gemeinde Iggingen ist das Plangebiet bereits enthalten. 
Die Kapazitäten wurden damals im Mischsystem überrechnet und entsprechen geschaffen. Da 
dies aber nicht mehr Stand der Technik ist, wird hier ein modifizierten Mischsystem angestrebt. 
Dabei werden die nicht-verunreinigten Dachflächenwässer entsprechend gepuffert und teilweise 
in den Brainkofener Bach als Gewässer II. Ordnung geleitet und teilweise mit den restlichen Ab-
wässern in den Mischwasserkanal abgeleitet. Durch die damalige Berechnung im Mischsystem 
sind ausreichend Kapazitäten für die anfallenden Schmutzwässer vorhanden. 

 Grundsätzlich ist mit verschiedenen Maßnahmen (siehe Textteil Ziff. 2.1.2 und 2.4) eine Mini-
mierung des Versiegelungsgrades und damit der abzuleitenden Oberflächenwässer vorgesehen. 
Mit diesen Maßnahmen zur Reduzierung des anfallenden Oberflächenwassers kann ein wirk-
samer Beitrag zur Reduzierung der Abflussgeschwindigkeit und Abflussmenge geleistet wer-
den. Der jeweilige Nachweis ist in den Entwässerungsgesuchen zu den einzelnen Baugenehmi-
gungsverfahren zu führen. 

 Drainageleitungen sind im Plangebiet nicht bekannt. 

 Die Wasserversorgung wie auch die Versorgung mit Strom, Gas und Telekommunikation muss 
durch die in der angrenzenden Osterwiesenstraße vorhandenen Leitungen entsprechend erwei-
tert werden und ist dadurch gewährleistet. Detaillierte Planungen erfolgen im Rahmen der weite-
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ren Erschließungsplanung. 

Aus städtebaulichen Gründen sind oberirdische Versorgungsfreileitungen im Geltungsbereich 
nicht zulässig. Dies ist insbesondere aus gestalterischen Gründen im Hinblick auf die zu erwar-
tenden Gebäudehöhen und die Standortqualität im Gewerbegebiet sinnvoll. Eine Trafostation für 
die Versorgung des geplanten Gebiets wird durch die Ausweisung der Versorgungsflächen gesi-
chert. Diese hat eine von 6,5m und eine Tiefe von 4,5m mit Zufahrtsmöglichkeit. 
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II UMWELTBERICHT 

1.0 KURZDARSTELLUNG INHALT UND ZIELE DER PLANUNG 

 Art des Gebiets 
(Inhalt, Art und Umfang) 

Entwicklung einer innerörtlichen Fläche im Teilort Brainkofen der 
Gemeinde Iggingen mit Ausweisung eines neuen eingeschränkten 
Gewerbe- (eGE) sowie Mischgebiets (MI) als Ergänzung des Be-
standsgebiets. 

 Art der Bebauung 
(Ziele, Festsetzungen) 

Gemischte Bebauung mit einer maximalen Gebäudehöhe von ca. 
8,00 m im MI bzw. gewerbliche Bebauung mit ca. 12,00 m Gebäu-
dehöhe im eGE und einem Maß der baulichen Nutzung mit Grund-
flächenzahl von GRZ = 0,6 (MI) bzw. 0,8 (eGE). 

 Erschließung 
 

Anbindung über die bestehende Osterwiesenstraße und eine innere 
Erschließungsstraße. Ver- und Entsorgung über die angrenzenden 
Leitungssysteme. Regenrückhaltung der Dachflächenwässer über 
verpflichtende Dachbegrünung im eGE.  

 Flächeninanspruchnahme 
 

ca. 2,93 ha (brutto) 
davon: 

   ca. 1,51 ha Nettobauland eGE  = 52 %  

   ca. 0,73 ha Nettobauland MI  = 25 %  

   ca. 0,27 ha Verkehrsflächen  = 9 % 

   ca. 0,42 ha Grün- & Ausgleichsflächen = 14 % 

  dauerhaft neu versiegelte Fläche gesamt (Gebäude, Erschließung): 

   ca. 1,87 ha     = 64 % 
    

2.0 FACHZIELE DES UMWELTSCHUTZES – ÜBERGEORDNETE ZIELE UND PLANUNGEN 

 Allgemein Die im Baugesetzbuch (BauGB) § 1 (6) genannten Grundsätze der 
Bauleitplanung sowie die ergänzenden Vorschriften zum Umwelt-
schutz gemäß § 1a BauGB sind bei den Planungen zu berücksichti-
gen. 

Die Ausweisung der Bauflächen soll so erfolgen, dass negative 
Auswirkungen auf die Lebensgrundlagen Boden, Wasser, Klima, 
Naturhaushalt und Landschaft sowie den Mensch und seine Ge-
sundheit usw. soweit wie möglich vermieden werden. 

Durch die Planung soll keine wesentliche Verschlechterung bzgl. der 
Umweltbelastungen entstehen. 

 Regionalplan Region 
Ostwürttemberg 
 
 

Ziffer 1.5 (G) Verdichtungen von Wohn- und Arbeitsstätten sind 
schwerpunktmäßig entlang der Entwicklungsachsen und in den 
Zentralen Orten sowie an verkehrlich besonders gut erschlossenen 
Standorten vorzunehmen. Im Zuge der Entwicklungsachsen sind die 
Siedlungsgebiete durch funktionsfähige, ökologisch wirksame Frei-
räume zu gliedern. 

Ziffer 2.1.4.1 (G) Kleinzentren sind so zu erschließen, dass sie von 
allen Orten des Nahbereichs sowohl im Individualverkehr wie im 
ÖPNV gut erreicht werden können und eine gute Verknüpfung mit 
dem überörtlichen Straßennetz und dem regionalen Öffentlichen 
Personennahverkehr gewährleistet wird. 

Ziffer 2.3.0.1 (G) und 2.3.2 (Z) Die weitere großräumige Siedlungs-
entwicklung der Region Ostwürttemberg ist vorrangig auf Sied-
lungsbereiche an den Entwicklungsachsen sowie auf Siedlungsbe-
reiche der Zentralen Orte auszurichten. Als Siedlungsbereiche au-
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ßerhalb der Entwicklungsachsen sind ausgewiesen: die Kleinzen-
tren z.B. Leinzell (u.a. gebildet durch die Gemeinde Iggingen). 

Ziffer 2.5.6 (G) Kleinzentren können gewerbliches Bauland für Ge-
werbe und Dienstleistungsbetriebe i.d.R. für den Bedarf ihres Nahbe-
reiches ausweisen. Hierzu gehört die Bereitstellung von gewerbli-
chem Bauland für die Erweiterung vorhandener und für die Neuan-
siedlung zusätzlicher Betriebe. 

Ziffer 3.2.2.1 (G) Die aufgrund ihrer natürlichen Eignung für die 
landwirtschaftliche Nutzung und als Filter und Puffer sowie als 
Ausgleichskörper im Wasserkreislauf geeigneten Böden und Flächen 
der Region, insbesondere die in der Raumnutzungskarte besonders 
gekennzeichneten schutzbedürftigen Bereiche für die Landwirtschaft, 
sollen als natürliche Grundlage für eine verbrauchernahe 
Lebensmittel- und Rohstoffproduktion und zur Bewahrung und zur 
Entwicklung der ostwürttembergischen Kultur- und 
Erholungslandschaft erhalten werden. Hierbei sollen auch 
Bonitätsunterschiede innerhalb der schutzbedürftigen Bereiche 
berücksichtigt werden. 

Ziffer 3.2.5.3 (G) Rechtskräftig ausgewiesene und geplante 
Wasserschutzgebiete werden nachrichtlich in die 
Raumnutzungskarte übernommen. In diesen Gebieten sind alle 
Raumnutzungen mit den Erfordernissen des Grundwasserschutzes 
so abzustimmen, dass eine Gefährdung des Wasserhaushalts durch 
Schadstoffeintrag, Verringerung der Grundwasserneubildung und 
Erhöhung des Oberflächenabflusses möglichst vermieden wird. 

 Landschaftsplan des GVV 
Leintal – Frickenhofer 
Höhe 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bild 6: Ausschnitt Landschaftsplan [Quelle: GVV Leintal – Frickenhofer Höhe] 

  Für die Gemeinde Iggingen besteht der Flächennutzungsplan des 
Gemeindeverwaltungsverbandes Leintal – Frickenhofer Höhe, gültig 
seit 27.04.2012. Ein Landschaftsplan liegt für das Gemeindegebiet 
ebenfalls in Zuge dessen vor. Auch im Landschaftsplan ist das Plan-
gebiet als bestehende Gewerbebaufläche (G)bzw. als gemischte 
Baufläche (M) ausgewiesen (siehe Bild 6). Landschaftspflegerische 
Vorgaben oder Maßnahmen bestehen im Plangebiet sowie dem 
unmittelbaren Umfeld nicht.  

 Schutzgebiete Keine vorhanden. 

 FFH-Gebiete und  
Vogelschutzgebiete 

Keine vorhanden. 

 

 



Begründung mit Umweltbericht zum Bebauungsplan „LACHENWIESEN VIII“ Proj. Nr. IG18068  

 

 

22 

 Sonstige geschützte Be-
reiche 

Innerhalb des Plangebiets befindet sich das nach § 30 BNatSchG 
i.V.m. § 33 NatSchG geschützte Biotop Nr. 171251368259 „Feldhe-
cke am nördlichen Ortsrand von Iggingen“. Des Weiteren befindet 
sich innerhalb des Geltungsbereichs auch eine Kernfläche sowie der 
500 m Suchraum des Biotopverbunds mittlerer Standorte.  

 Schutzgebiete nach dem 
Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) 

Keine betroffen. 

   

3.0 BESTANDSAUFNAHME DES UMWELTZUSTANDES (IST-ZUSTAND) 

 Schutzgut Kurze Beschreibung Kurze Bewertung 

 Vorbemerkungen Siehe dazu auch die Beurteilung der Auswirkungen auf die unter-
suchten Schutzgüter in Tabelle 1, Seite 37 sowie die Eingriffs- / 
Ausgleichsbewertungen in den Tab. 2 bis 5, Seiten 38 bis 42. 

 Tiere, Pflanzen und ihre 
Lebensräume; biologi-
sche Vielfalt  

Das Plangebiet ist derzeit ge-
prägt durch Wiesenflächen mit 
teilweisem Streuobstbesatz so-
wie privaten Gärten; Bäume un-
terschiedlichen Alters gliedern 
das Plangebiet; 

innerhalb des Plangebiets befin-
det sich das nach § 30 
BNatSchG geschützte Biotop Nr. 
171251368259 „Feldhecke am 
nördlichen Ortsrand von Iggin-
gen“; 

 

Lage des Plangebiets als Kern-
fläche bzw. 500 m Suchraum 
mittlerer Standorte des Bio-
topverbunds;  

 

Oberlauf des Brainkofener Bachs 
als Gewässer II. Ordnung ver-
läuft am östlichen Rand des 
Plangebiets; 

Obstbäume bieten entsprechen-
de Habitatpotenziale durch 
Baumhöhlen; 

Vorkommen von Fledermäusen 
innerhalb der landwirtschaftli-
chen Hallen und Brutvögeln im 
Bereich der Gehölze nachgewie-
sen; 

im Bereich der Hausgärten be-
stehen gewisse Habitatpotenzia-
le für Reptilien; 

Ausführungen zu den arten-
schutzrechtlichen Belangen sie-
he spezielle artenschutzrechtli-
chen Prüfung vom Büro Visual 
Ökologie (Anlage 3);  

 

das Biotop ist durch Einträge 
und Lage neben Gewerbeflä-
chen bereits eingeschränkt; 
keinerlei Hinweise auf das 
mögliche Vorkommen von nach 
FFH-Richtlinie geschützten Arten 
oder Artengruppen; 

der Verlust von Kernflächen im 
Biotopverbund mittlerer Standor-
te muss bei der Planung von 
Kompensationsmaßnahmen be-
rücksichtigt werden; 

nur temporäre Wasserführung 
und am Bachlauf keine Gehölze 
vorhanden; 

 

Obstbäume bieten durch Alter 
Habitatmöglichkeiten in Spalten 
und Ästen, vor allem Brutvögel 
finden in den zahlreichen halbto-
ten Bäumen ideale Vorausset-
zungen;  

 

 

diese müssen entsprechend 
abgeräumt und an anderer Stelle 
wieder exponiert werden sollte 
ein Eingriff stattfinden; 
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 Schutzgut Kurze Beschreibung Kurze Bewertung 

 Tiere, Pflanzen und ihre 
Lebensräume; biologi-
sche Vielfalt 

(Fortsetzung) 

gut ausgeprägte Strukturelemen-
te durch Streuobstwiesen und 
anderen Baumbesatz sowie He-
ckenstrukturen entlang von pri-
vaten Gärten vorhanden; 

Plangebiet ringsum durch Be-
bauung geprägt, mit teilweise 
erhöhten Emissionen durch ge-
werbliche Nutzungen; 

für sonstige Säugetiere, Repti-
lien, Amphibien und Insekten ist 
das Plangebiet eher ungeeignet. 

aufgrund fehlender Habitate ist 
Vorkommen von Säugern außer 
Fledermäusen nicht zu erwarten; 

 

insgesamt mittlere bis hohe 
Empfindlichkeit des Schutzgu-
tes, artenschutzrechtliche Kon-
flikte können nur durch entspre-
chende Vermeidungs- und Mi-
nimierungs- sowie CEF-
Maßnahmen ausgeschlossen 
werden. 

 Boden Wertigkeit der Bodenfunktionen 

- Standort für Kulturpflanzen: 0 
- Natürliche Bodenfruchtbarkeit: 2 
- Ausgleichskörper im  
  Wasserkreislauf: 1,5 
- Filter und Puffer: 3,5 

Altablagerungen bzw. Altlasten-
standorte nicht bekannt;  

 

Insgesamt höhere Qualität des 
Bodens; Vorbelastungen durch 
Versiegelung und Teilversiege-
lung auf Grund des bisherigen 
Bestandes in einzelnen Berei-
chen, ansonsten weitgehend na-
türlicher Boden; 

alle Böden besitzen unabhängig 
von ihrer Art und Ausbildung 
wichtige und unersetzbare Funk-
tionen im Naturhaushalt;  
Boden ist nicht vermehrbar; 

insgesamt Bodeneingriffe auf 
maximal ca. 2,10 ha Fläche zu 
erwarten;  

zentrale Funktionen des Bodens 
generell hoch empfindlich ge-
genüber Versiegelung; 

 Fläche Zu den Bodenfunktionen siehe 
unter „Boden“; 
 

überwiegender Teil der Flächen 
sind Wiesenflächen oder Haus-
gärten; vereinzelter Gebäudebe-
stand und intensive Nutzung der 
Flächen im südlichen Bereich als 
Lagerplatz; 

vereinzelter Bewuchs mit Gehöl-
zen und Bäumen im Gebiet; 

Bodengefüge insgesamt noch 
weitgehend natürlich. 

Unbebaute Flächen besitzen un-
abhängig von ihrer Nutzung eine 
Wertigkeit, Fläche ist endlich; 

Freiflächen des Plangebiets 
werden als Wiesenflächen be-
wirtschaftet oder als Hausgärten 
gepflegt, aber auch teilweise mit 
Streuobst bewirtschaftet, 
wodurch nur eine geringe Vorbe-
lastung besteht; 

alles in allem hohe Empfindlich-
keit des Schutzgutes; erhebliche 
Beeinträchtigungen durch Ver-
lust von Boden / Fläche sind zu 
erwarten. 

 Wasser Oberflächenwasser 
Im Plangebiet selbst befindet sich 
ein Teil des Brainkofener Bachs 
als Oberflächengewässer II. Ord-
nung; 

 

 

 
Durch Neuversiegelung erfolgt 
raschere Ableitung des Was-
sers; 

der Brainkofener Bach wird 
durch die Planung nicht negativ 
beeinflusst; 
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 Schutzgut Kurze Beschreibung Kurze Bewertung 

 Wasser (Fortsetzung) Grundwasser 
auf Grund der topografischen 
Lage und der Nähe zum Gewäs-
ser ist davon auszugehen, dass 
in den tiefergelegenen Bereichen 
das Grundwasser relativ hoch 
ansteht;  

mäßig gute Ausgleichsfunktion 
des Bodens im Wasserkreislauf; 

Kontaminationsrisiko des 
Grundwassers gegeben, durch 
entsprechende Maßnahmen bei 
der Ableitung und Pufferung des 
Oberflächenwassers Gefahren-
lage aber gering; 

durch die Planung erhält das 
Grundwasser weniger Zufluss, 
der Grundwasserspiegel kann 
dadurch lokal sinken; 

wirksame Neuversiegelung für 
Schutzgut Wasser liegt bei max. 
1,98 ha;  

insgesamt geringe Empfindlich-
keit des Schutzgutes; durch der-
zeit schon wenig durchlässigen 
Boden sind keine erheblichen 
Beeinträchtigungen zu erwarten. 

 Luft Plangebiet befindet sich im Sied-
lungsbereich von Brainkofen, es 
erfolgt dennoch ein relativ unge-
störter Luftaustausch durch die 
Nähe zum Ortsrand; 

Brainkofener Bach als unterge-
ordnete Kaltluftleitbahn von ge-
wisser Bedeutung; 

Umgebungsbebauung als Luft-
leitlinien unterbrechen vereinzelt 
diesen Luftaustausch; 

Vorbelastungen der Luftqualität 
durch umliegende Straßen sowie 
die bestehenden Gewerbebe-
triebe. 

Aufgrund der Lage im Sied-
lungsgebiet mit der Nähe zu 
großen Freiflächen in der Um-
gebung sowie des unterschied-
lich ausgeprägten Reliefs der 
Landschaft und des Brainkofe-
ner Bachs als Luftleitbahn gute 
Durchlüftung des Plangebiets 
gewährleistet; 

Brainkofener Bach wird erhalten, 
Luftleitbahn damit weiterhin 
wirksam; 

neue Gewerbebebauung ergibt 
eine gewisse Zunahme des Ver-
kehrs in diesem Bereich; geringe 
zusätzliche Emissionen durch 
Bautätigkeiten (Staub) und durch 
Verkehr (Luftschadstoffe); 

 Klima zur Lage siehe unter „Luft“; 

die Gemeinde liegt in einem mit-
telmäßigen bis mäßig kühlen 
Klimabereich mit einer durch-
schnittlichen Jahrestemperatur 
von 7-8° C., durchschnittl. Nie-
derschläge ca. 900 mm p.a;. 

Klimatische Funktion des Plange-
bietes ergibt sich aus der Lage 
innerhalb des Siedlungsbereichs; 

aufgrund der bestehenden Struk-
tur insgesamt eine mäßige Be-
deutung für die Kalt- und Frisch-
luftproduktion; 

wesentliche siedlungsklimatisch 
bedeutsame Kaltluftströme wer-
den durch die Planung nicht ver-
ändert; insgesamt ist Planungs-
raum gut durchlüftet aber luftkli-
matisch durch Verkehr geringfü-
gig belastet; 
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 Schutzgut Kurze Beschreibung Kurze Bewertung 

 Klima (Fortsetzung)  insgesamt mittlere Empfindlich-
keit der Schutzgüter Luft und Kli-
ma; keine erheblichen Beeinträch-
tigungen zu erwarten; 

 Landschaftsbild und  Landschaftsbild  

 Naherholung Die Siedlungsbereiche von 
Brainkofen werden durch die be-
stehenden Grünstrukturen in der 
Umgebung gut eingegrünt;  

das Plangebiet wird auf allen Sei-
ten durch eine anthropogene 
Überformung beeinflusst; umge-
bende gewerbliche Nutzungen 
wirken dabei besonders domi-
nant;  

 

 

raumbildende Strukturelemente 
wie Feldgehölze, Streuobst, He-
cken usw. im Gebiet vereinzelt 
vorhanden und anthropogen 
überprägt;  

Eingrünung des Ortsrandes 
bleibt im Zuge der Planung erhal-
ten;  

Negative Auswirkungen auf das 
Ortsbild sind aufgrund der fest-
gesetzten Gebäudehöhen / Ku-
baturen nicht zu erwarten; 

Vorbelastungen des Land-
schaftsbildes durch menschliche 
Einflüsse stark ausgeprägt; 
Landschaftsbild kann daher als 
Siedlungsgebiet angesehen 
werden; Planung stellt somit 
keinen zusätzlich negativen Ein-
fluss dar, Fernwirkung besteht 
nicht; 

Strukturelemente gliedern den 
Raum aufgrund anthropogener 
Einflüsse in der Umgebung 
kaum mehr; 

  Naherholung  

  Plangebiet kann derzeit fußläufig 
nicht durchquert werden, sonsti-
ge Erholungsinfrastruktur be-
steht nicht;  

 

Geltungsbereich selbst für Nah-
erholung von sehr untergeordne-
ter Bedeutung, da kaum Erho-
lungsmöglichkeiten vorhanden 
sind;  

Wegeverbindungen in der Um-
gebung des Plangebiets werden 
erhalten und können auch zu-
künftig für Spaziergänge in die 
freie Landschaft genutzt werden, 
zusätzliche Wegeverbindungen 
schaffen geringfügige Aufwer-
tung; 

Erholungsinfrastruktur der Um-
gebung wird durch die Planung 
nicht wesentlich beeinflusst; 

  Umgebung Brainkofens mit We-
gen und attraktiver Landschaft 
wird dagegen intensiver für die 
Naherholung genutzt, wenn-
gleich die Landesstraße dort eine 
gewisse Störung bewirkt. 

Schutzgüter Landschaftsbild und 
Naherholung sind insgesamt 
wenig Empfindlich gegenüber 
Beeinträchtigungen, keine er-
heblich negativen Auswirkungen 
auf die Schutzgüter zu erwarten. 

 Mensch und seine Ge-
sundheit  

Verkehrliche Anbindung / Zufahrt 
erfolgt über die bestehende 
Osterwiesenstraße und einen 
inneren Erschließungsstich;  

Gebiet ist bisher vor allem durch 
Wiesenflächen geprägt, ringsum 
grenzt Gewerbe- und südwest-
lich gemischte Wohnbebauung 
an. 

Geringe Mehrbelastung an Ver-
kehr und Lärm im Bereich der 
bestehenden Gewerbegebiete; 
unter Berücksichtigung der ge-
troffenen Festsetzungen sind 
keine erheblichen Beeinträchti-
gungen auf bestehende Wohn-
gebiete und die dort lebenden 
Menschen zu erwarten; 
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 Schutzgut Kurze Beschreibung Kurze Bewertung 

 Mensch und seine Ge-
sundheit (Fortsetzung) 

 Erholungsfunktionen werden 
nicht beeinträchtigt, insgesamt 
keine erheblichen Auswirkungen 
auf das Schutzgut. 

 Kultur und Sachgüter Keine vorhanden. --- 

 Wechselwirkungen Schutzgüter Boden und Wasser 
stehen hinsichtlich des Verlusts 
von Bodenfunktionen wie Spei-
cherung von Niederschlagswas-
ser / Reduzierung der Versicke-
rungsleistung, verbunden mit ei-
nem erhöhten Oberflächenwas-
serabfluss, in einem Verhältnis 
zueinander. 

Keine negativ aufsummierenden 
Wechselwirkungen zu erwarten. 

 Sonstige Schutzbedürftiger Bereich für 
Landwirtschaft im Regionalplan 
ausgewiesen.   

Plangebiet stellt innerörtliche 
Entwicklungsfläche dar, Land-
wirtschaft spielt dort kaum noch 
eine Rolle, Flächen sind schwie-
rig zu bewirtschaften;  

Flächenverluste für Landwirt-
schaft nur in geringem Maße da 
bereits vollständig umbaut, regi-
onalplanerische Ziele sind daher 
nicht betroffen. 

    

4.0 VORAUSSICHTLICH ERHEBLICH BEEINFLUSSTE SCHUTZGÜTER 

 Schutzgut erheblich nicht erhebl. Bemerkungen 

 Tiere, Pflanzen und ihre 
Lebensräume; biologi-
sche Vielfalt 

x  Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung 
durchgeführt – siehe Anlage 3 

 Boden / Fläche x  Eingriff in Boden auf ca. 2,10 ha 

 Wasser  x Neuversiegelung auf ca. 1,98 ha  

 Luft  x Siehe unter Ziffer 3.0 

 Klima  x Siehe unter Ziffer 3.0 

 Landschaftsbild /     Nah-
erholung 

 x Siehe unter Ziffer 3.0 

 Mensch und seine      
Gesundheit 

 x Siehe unter Ziffer 3.0 

 Kultur- und Sachgüter  x Siehe unter Ziffer 3.0 

 Sonstige  x Siehe unter Ziffer 3.0 
   

 

 

5.0 MASSNAHMEN 

 Erforderlichkeit der Eingriffsregelung: 

 Das Plangebiet liegt überwiegend in einem planungsrechtlich bisher nicht gesicherten Bereich, 
daher ist eine Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung erforderlich. Diese wird im Rahmen der Be-
gründung zum Bebauungsplan ausgearbeitet und in der Begründung mit Umweltbericht separat 
in den Tabellen 2 bis 5, Seite 38 bis 42 dargestellt. Sie ist auch Bestandteil der Umweltprüfung. 
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Zur Ermittlung der Kompensation wird zunächst für jedes Schutzgut der Bestand aufgenommen 
und entsprechend der Ökokonto-Verordnung Baden-Württemberg (ÖKVO) sowie den Empfeh-
lungen für die Bewertung von Eingriffen in Natur und Landschaft in der Bauleitplanung der 
LUBW bewertet. Anschließend erfolgt eine Bewertung des voraussichtlichen ökologischen Zu-
stands des Plangebiets nach Erschließung, Bebauung und Umsetzung der Ausgleichsmaßnah-
men entsprechend o.g. Bewertungsmaßstäbe. Nach Verrechnung beider Werte ergeben sich 
für jedes Schutzgut Differenzwerte. Im Hinblick auf den Eingriffsausgleich werden die Werte 
der Schutzgüter Pflanzen, Tiere und ihre Lebensräume, biologische Vielfalt und Boden sowie die 
Schutzgüter Wasser, Klima / Luft und Landschaftsbild / Naherholung zusammengefasst. Es wird 
zur Erreichung eines angemessenen Ausgleichs ein rechnerischer Nullwert angestrebt. Grund-
sätzlich können die Anforderungen an einen Ausgleich für die Veränderung von Natur und Land-
schaft aber nie rechnerisch adäquat dargestellt werden. Somit erfolgt die Bewertung des Aus-
gleichs abschließend verbal-argumentativ. 

 Mit den dort ermittelten Kompensationsdefiziten ergibt sich insgesamt eine negative Bilanz: 

Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt -118.551 Punkte   

Schutzgut Boden / Fläche    -130.109 Punkte    

Schutzgut Wasser     -11.199 Punkte    

Schutzgut Klima/Luft     -33.594 Punkte   

Schutzgut Landschaftsbild/Erholung   -12.604 Punkte   
 Daraus ergibt sich für die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege rechnerisch für alle Schutzgüter zusammen ein Biotopwertpunktedefizit 
von ca. 305.000 Punkten. Dies bedeutet, dass die Eingriffe in den Naturhaushalt und das Land-
schaftsbild mit den vorgesehenen Vermeidungs-, Minimierungs- und den Ausgleichsmaßnah-
men innerhalb des Geltungsbereichs rechnerisch nicht kompensiert werden können. 

 Unter Berücksichtigung der Abwägung aller Belange gemäß § 1 Abs. 6 BauGB sowie den hier 
nur Schutzgut übergreifenden Möglichkeiten für die Minimierung der Kompensationsdefizite 
sind für den weiteren Ausgleich insbesondere bei den Schutzgütern Tiere, Pflanzen, biologische 
Vielfalt und Boden / Fläche ergänzende Maßnahmen außerhalb des Plangebiets vorzusehen. 
Geplant ist mit den Ausgleichsmaßnahmen einen Vollausgleich zu erreichen. Diese Maßnah-
men befinden sich zum einen in der Gemeinde Iggingen und zum anderen im Landkreis Neckar-
Odenwald-Kreis. Als Ausgleich für den Verlust von Fledermaus- und Brutvogelhabitaten sind zu-
dem Nistkästen und Fledermauskästen für die Schaffung von Ersatzquartieren vorgesehen. Mit 
den vorgesehenen Ersatzmaßnahmen E1 bis E4 (siehe Beschreibung unten bzw. im Textteil un-
ter Ziffer 1.12.2 bis 1.12.5 sowie in Tabelle 5, Seite 42) ergibt sich folgende Eingriffsausgleichs-
bilanz: 

 Mit den dort ermittelten Kompensationsdefiziten ergibt sich insgesamt eine negative Bilanz: 

Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt 185.287 Punkte   

Schutzgut Boden / Fläche    -130.109 Punkte    

Schutzgut Wasser     -11.199 Punkte    

Schutzgut Klima/Luft     - 33.594 Punkte   

Schutzgut Landschaftsbild/Erholung   -10.915 Punkte   
 Dies ergibt zusammengefasst einen vollen Ausgleich der durch den Eingriff versursachten Defi-

zite, so dass mit den vorgesehenen Ersatzmaßnahmen rechnerisch kein Verlust an Ökopunkten 
mehr zu erwarten ist. Damit werden dann die Belange des Umweltschutzes einschließlich des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege im Rahmen der Abwägung gemäß § 1 Abs. 6 BauGB 
vollumfänglich berücksichtigt. 
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 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

 Schutzgut Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen (V / M) 

 Tiere / Pflanzen  Pflanzen: 

  ▪ Bei der Anpflanzung von Gehölzen ist auf die Verwendung von 
heimischen standortgerechten Arten der potentiellen natürli-
chen Vegetation zu achten (Textteil Ziff. 4). 

  ▪ Besondere Sorgfalt bei allen Baumaßnahmen im Bereich der 
geschützten Biotope und der zum Schutz ausgewiesenen Pflan-
zenbestände (Textteil Ziff. 1.13.4 und 5.11). 

  ▪ Unzulässigkeit von nicht heimischen Laub- und Nadelgehölzen / 
Koniferen (Textteil Ziff. 1.13.5). 

  Tiere: 

  ▪ Für alle Einfriedungen, mit Ausnahme von Mauern, gilt, dass ihr 
Bodenabstand mindestens 10 cm betragen muss (Textteil Ziff. 
2.5.4). 

  ▪ Herstellung der öffentlichen Beleuchtung des Baugebiets mit 
insektenfreundlicher Beleuchtung (Textteil Ziff. 5.11). 

  ▪ Erforderliche Baumfällungen und Gehölzrodungen sind nur in 
der Zeit vom 01.10. bis 01.03. zulässig (Textteil Ziff. 3.3). 

  ▪ Zum Schutz von Kleintieren wie Insekten, Amphibien, Reptilien 
usw. sind Entwässerungs-Einrichtungen, Schachtabdeckungen, 
Lichtschächte und Kellerabgänge usw. so zu gestalten, dass 
diese nicht gefährdet werden (Textteil Ziff. 5.11). 

  ▪ Bei Herstellung von flächigen Glasfassaden sind zur Vermeidung 
von Vogelschlag die für Vögel wahrnehmbaren Ornilux-Scheiben 
oder vergleichbares Material zu verwenden (Textteil Ziff. 5.11). 

  Biologische Vielfalt: 

  ▪ Maßnahmen zur Durchgrünung, Pflanzung von Einzelbäumen 
sowie dem Erhalt von Biotopen (Textteil 1.13.1 bis 1.13.4). 

  ▪ Maßnahmen zum Erhalt von Strukturelementen (Textteil 1.14.1). 

 Boden / Fläche ▪ Festsetzung der maximalen Gebäudehöhe über Normal-Null und 
des neuen Geländes so, dass möglichst ein Erdmassenaus-
gleich stattfinden kann und möglichst keine Stützmauern benö-
tigt werden (Eintrag im Lageplan). 

  ▪ Bodenbelastungen minimieren (Textteil Ziff. 5.4). 

  ▪ Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden bei 
allen Baumaßnahmen (Textteil Ziff. 5.4). 
 

 Wasser Grund- und Oberflächenwasser: 

  ▪ Reduzierung der Abflussgeschwindigkeit durch Pufferung und 
gedrosselten Abfluss des Dachflächenwassers (Textteil Ziff. 
2.1.2 und 2.6). 

  ▪ Reduzierung der Versiegelung durch Verwendung offenporiger 
Beläge bei Stellplätzen und nicht für den LKW-Verkehr genutz-
ten Hofflächen (Textteil Ziff. 2.4). 

  ▪ Eingriffe in den Grundwasserhaushalt sind mit der Fachbehörde 
abzustimmen (Textteil Ziff. 5.6). 
 

 Luft / Klima Luft: 

  ▪ Erhalt der Kaltluftleitbahn entlang des Oberlaufs des Brainkofe-
ner Bachs (siehe Lageplan). 

  ▪ Durchgrünung des Plangebiets (Textteil Ziff. 1.13.1 bis 1.13.4). 
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  Klima: 

  ▪ Pflicht zur Begrünung der Gartenflächen (Textteil Ziff. 2.5.1). 

  ▪ Reduzierung der Versiegelung (Textteil Ziff. 2.5.1). 
 

 Landschaftsbild 
/Naherholung 

▪ Durchgrünung des Gebiets durch Baum- und Gehölzpflanzungen 
(Textteil 1.13.1 bis 1.13.4, 1.14.1 und Eintrag im Lageplan). 

  ▪ Gestaltungsvorschriften zu Dächern und Fassaden bzgl. der Be-
grünung, Farbwahl und dem Ausschluss reflektierender bzw. 
glänzender Materialien unter Berücksichtigung der Belange von 
Natur und Landschaft (Textteil Ziff. 2.1.1 und 2.1.2). 

  ▪ Beschränkung der Gebäudehöhen zur angemessenen Höhen-
entwicklung und Reduzierung der Fernwirkung  
(Textteil Ziff. 2.2 und Eintrag im Lageplan). 
 

 Schutz des Menschen 
und seiner Gesundheit 

▪ Minimierung der Lärm- und Staubbelastungen während der Er-
schließungsarbeiten. 

 Kultur- und Sachgüter ▪ Keine erforderlich. 
 

 Sonstige ▪ Keine erforderlich. 
 

    

 Ausgleichs (A) - und Ersatzmaßnahmen (E) 
    

 A1 Ausgleichsmaßnahme 1 – Öffentliche Grünfläche 1 - Gewässer-
randbepflanzung 

  ▪ Die im Lageplan dargestellte öffentliche Grünfläche dient der Er-
haltung und dichten Eingrünung und naturnahen Gestaltung des 
Oberlaufs des Brainkofener Bachs mit einheimischen 
standortgerechten Gehölzgruppen. Die Fläche ist laut 
Pflanzgebot 2 (PFG 2) mit einheimischen standortgerechten tro-
ckenresistente Bäume und Sträucher der Pflanzliste 2, ansons-
ten auch Gehölze ab einem Abstand von mind. 5 m zur Bö-
schungsoberkante des Gewässers der Pflanzliste 1 
anzupflanzen. Weiter sind pro 100 m² Pflanzgebotsfläche noch 
mind. 15 Sträucher anzupflanzen. (Textteil Ziff. 1.10.1, 1.13.3 & 
1.14.1) 

 A2 Ausgleichsmaßnahme 2 – Öffentliche Grünfläche 2 - Biotoperhal-
tung 

  ▪ Die im Lageplan dargestellte öffentliche Grünfläche dient der Er-
haltung und Ergänzung des Biotops und naturnahe entsprechend 
den derzeitigen Eigenschaften des Biotops zu entwickeln. Dabei 
sind die bestehenden Gehölze zu erhalten und bei Abgang zu er-
setzen. Die übrigen Flächen sind als Krautsaum aus ein- oder 
mehrjährigen Stauden und Gräsern (z.B. Nr. 08 der Fa. Rieger-
Hofmann) zu entwickeln. Der Krautsaum darf nur extensiv ge-
pflegt werden (keine Düngung, einmalige Mahd pro Jahr, frühes-
ter Mähtermin 1.9.), das Mähgut ist abzufahren. (Textteil 
Ziff. 1.10.2 & 1.13.4) 

 A3 Ausgleichsmaßnahme 3 - Private Grünfläche 1 - Hausgarten 

  ▪ Die im Lageplan dargestellte private Grünfläche ist als Hausgar-
ten zu nutzen. (Textteil Ziff. 1.10.3) 

 A4 Ausgleichsmaßnahme 4 - Nisthilfen 

  ▪ An den bestehenden und geplanten Gebäuden sowie entlang 
des zukünftigen Gewässerrandstreifens und umliegenden Ge-
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hölzen sind als artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme ge-
eignete Quartiere für Brutvögel und Fledermäuse zu schaffen. 
Dabei sind insgesamt 10 Nistkästen für Meisen sowie 10 
Ersatzhabitate für Zwergfledermäuse zu exponieren (Textteil Ziff. 
1.12.1). 

 E1 Externe Ersatzmaßnahme 1 - Umgestaltung Bullenfeldgraben 

  ▪ Die Flächen entlang des Bullenfeldgrabens sollen zur Entwick-
lung einer mageren Flachlandmähwiese auf ca. 1.500 m² aufge-
wertet werden. Zusätzlich sind Pflanzungen von 3 Eichen mit ei-
nem Abstand von mindestens 12 m oberhalb der Quelle vorge-
sehen. Die Pflege (Mahd mit Abfuhr zur richtigen Zeit, keine 
Düngung, keine Bodenbearbeitung) muss durch die Gemeinde 
gewährleistet werden (Textteil Ziff. 1.12.2). 

 E2 Externe Ersatzmaßnahme 2 - BPL "Breitne - Südlicher Ortsrand" 

  ▪ Es wird der Ökopunkteüberschuss, welcher aus dem Bebau-
ungsplan „Breitne – Südlicher Ortsrand“ (rechtskräftig 
06.04.2011) entstanden ist, angerechnet (Textteil Ziff. 1.12.3). 

 E3 Externe Ersatzmaßnahme 3 - Ökopunkte Maßnahme "Steigbühl" 

  ▪ Anrechnung der Ökokonto-Maßnahme „Steigbühl“. Durch Erhalt 
und Pflanzung von Bäumen und Hecken entsteht eine Aufwer-
tung der Fläche. Es wurden zwei niederwüchsige Hecke aus 
heimischen Sträuchern sowie vier Obstbäume mit regionalen 
Obstsorten gepflanzt. Ergänzend wurde um die Hecken jeweils 
ein mesophytischer Saum angelegt und die verbleibenden 
Grundstücksflächen wurden als extensive Magerwiese gestaltet 
(Textteil Ziff. 1.12.4).  

 E4 Externe Ersatzmaßnahme 4 - Ökokontomaßnahme 

  ▪ Die geplante Umwandlung von Wirtschaftswald in naturnahe 
standortstypische Waldgesellschaften soll als Ökokontomaß-
nahme für den Ausgleich herangezogen werden. Die Flächen für 
die geplante Ökokonto-Maßnahme Nr. 225.02.021 befinden sich 
im Landkreis Neckar-Odenwald-Kreis (Textteil Ziff. 1.12.5). 

  

6.0 PROGNOSE DER UMWELTENTWICKLUNG 

 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung (Null-Variante) 
  

 Ohne die Umwandlung des Gebiets in ein Gewerbe- und Mischgebiet würde die bestehende Nut-
zung als Wiesenfläche mit Streuobstbesatz, als private Gärten sowie als Lagerflächen mit land-
wirtschaftlichen Scheunen weitergehen. Da der Gemeinde keine passenden Flächen für die wei-
teren gewerblichen Entwicklungen dieser Art, weder im Innen- noch im Außenbereich, zur Verfü-
gung stehen, ist die Ausweisung von Bauland dringend erforderlich. Daher existiert die Null-
Variante in der Praxis nicht. Durch die innerörtliche Lage sowie die im Flächennutzungsplan des 
GVV Leintal – Frickenhofer Höhe getroffenen Festsetzungen zum Plangebiet als bestehendes 
Gewerbe- bzw. Mischgebiet kommt auch kein alternativer Standort für die Bebauung in Frage. 
Dies wird noch unterstrichen durch das schon bestehende konkrete Interesse an den geplanten 
Gewerbeflächen. 
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 Prognose bei Durchführung der Planung 
  

 Bewertung der Auswirkungen der Planung unter Berücksichtigung der Maßnahmen 

 Tiere, Pflanzen und ihre 
Lebensräume; biologi-
sche Vielfalt 

Allgemein: 

 Im Rahmen der Planung sind durch den Verlust der Obstbäume so-
wie der sonstigen Gehölzstrukturen Habitatverluste für bestimmte 
Tierarten feststellbar. Generell entfallen gewisse Wiesenflächen, die 
jedoch für die Fauna keine wesentliche Bedeutung haben. Die Flora 
ist durch den Bestand an Streuobstbäumen und anderen Grünele-
menten in die Planung miteinzubeziehen und gegebenenfalls auszu-
gleichen. 
 

  Pflanzen: 

  Die vorliegende Planung hat auf Pflanzen und ihre Lebensräume nur 
bedingt negative Auswirkungen. Die Gehölzbestände werden in wei-
ten Teilen erhalten oder durch entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
zur Pflanzung von Obst- und Laubgehölzen ergänzt und ersetzt. Aus-
wirkungen auf die Artenvielfalt oder komplexere ökosystemare Funkti-
onen sind nicht zu erwarten. 
 

  Tiere: 

  Insgesamt ist davon auszugehen, dass durch die Planung keine Tierar-
ten dauerhaft erheblich betroffen sind. Die nachgewiesenen Habitate 
der Fledermäuse und Brutvögel müssen im Zuge der Artenschutz-
maßnahmen durch Nisthilfen ausgeglichen werden. Diese werden auf 
den nördlich gelegenen Bäumen aufgehängt, um einen räumlichen Zu-
sammenhang zu erhalten. 
Da die bestehenden Habitatstrukturen für Säuger, Amphibien und In-
sekten bisher nur bedingt oder gar nicht geeignet sind, gibt es nur ge-
ringe Lebensraumverluste bei diesen Tierartengruppen. Durch den Er-
halt der Strukturelemente der Umgebung kann davon ausgegangen 
werden, dass im gesamträumlichen Zusammenhang keine gravieren-
den Auswirkungen auf diese Tierarten zu erwarten sind.  
Unter Berücksichtigung der Maßnahmen sind gravierende Auswirkun-
gen auf die Tiere und ihren Lebensraum nicht zu erwarten.  
 

  Biologische Vielfalt: 

  Die biologische Vielfalt nimmt durch das Vorhaben nur leicht ab, da 
das Plangebiet umgeben ist von Bebauung und die Flächen selbst 
schon teilweise intensiver genutzt werden. Der Verlust der Flächen 
mit den jeweiligen Lebensraumbedingungen spielen für das Gesamt-
artenspektrum in Brainkofen auch keine wesentliche Rolle. Im Zu-
sammenhang mit noch festzulegenden Ersatzmaßnahmen kann ggf. 
an anderer Stelle die biologische Vielfalt deutlich aufgewertet werden. 
Die entfallenden Habitaträume werden langfristig durch Ersatzpflan-
zungen von Bäumen, Erstellung von Ersatzhabitaten und Verlagerung 
bestehender Habitate kompensiert, so dass hier keine dauerhaften 
Verluste entstehen. Die Wiesenflächen weisen nur eine geringe Ar-
tenvielfalt auf, deren Verlust im gesamträumlichen Zusammenhang 
aufgefangen wird. 
 

 Boden / Fläche Boden: 

  Im Zuge der Erschließungs- und Bebauungsmaßnahmen wird der 
Ober-(Mutter-)boden separat und für eine Wiederverwertung im Plan-
gebiet selbst bzw. zur Verfügungstellung der Restmassen für die 
Landwirtschaft gelagert. Damit können die wertvollen Bodenorganis-
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men erhalten werden.  

Durch die dauerhafte Versiegelung im Bereich der Erschließungsanla-
gen sowie der Gebäude und ihren Nebenflächen, erfolgt ein Verlust 
von Bodenfunktionen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung des 
Schutzgutes führen. Da hier keine Flächen zur Entsiegelung oder 
Maßnahmen zum Erosionsschutz zur Verfügung stehen, ist ein 
Schutzgut übergreifender Ausgleich erforderlich. 
 

  Fläche: 

  Es gehen durch die Planung ca. 2,10 ha unbebaute Freiflächen verlo-
ren. Dieser Wertverlust des Schutzgutes Fläche könnte nur durch die 
Entsiegelung und Renaturierung anderer baulich genutzter Flächen 
gleichwertig ersetzt werden. Solche Flächen stehen jedoch nicht zur 
Verfügung. Im Hinblick auf flächensparendes Bauen wurde das Gebiet 
aber so abgegrenzt und die Erschließung so geplant, dass der Ver-
brauch an Freiflächen so weit wie möglich reduziert wird. Gleichzeitig 
kann ein bestehende innerörtliche Fläche aktiviert und somit weiterer 
Flächenverbrauch im Außenbereich reduziert werden. 

 

 Wasser Grundwasser: 

  Keine wesentlichen negativen Auswirkungen auf das Grundwasser, da 
keine Grundwasserleiter von den Baumaßnahmen betroffen sein dürf-
ten. Dennoch weniger Zulauf durch Neuversiegelung und schnellerer 
Abfluss des Oberflächenwasser zu erwarten.  
 

  Oberflächenwasser: 

  Durch die Planung ergibt sich durch die Flächeninanspruchnahme von 
ca. 1,98 ha Fläche mit Versiegelung bzw. Teilversiegelung ein schnel-
lerer Abfluss des anfallenden Regenwassers bei Starkregenereignis-
sen. Eine Reduzierung des direkten Oberflächenwasserabflusses wird 
jedoch über die verpflichtende Dachbegrünung im Gewerbegebiet 
sowie die Pufferung in Rückhaltevolumina gewährleistet. 

  Durch Maßnahmen zur Reduzierung der versiegelten Flächen kann der 
Eingriff verringert werden. Insgesamt ergibt sich für dieses Schutzgut 
aber ein Kompensationsdefizit. 

 Klima / Luft Luft: 

  Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima / Luft sind unter Be-
rücksichtigung der Lage des Plangebietes und der bestehenden an-
grenzenden Strukturen und Vorbelastungen (Gewerbegebiete) als we-
nig erheblich einzustufen.  

Die mit der Nutzung von Gewerbegebieten zusammenhängenden 
möglichen gewerblichen und verkehrlichen Emissionen rufen aufgrund 
der Lage des Plangebiets keine wesentlichen negativen Auswirkungen 
auf die Umgebung hervor. Dies insbesondere dadurch, dass sich mög-
liche Immissionen aus dem eingeschränkten Gewerbegebiet nicht 
bzw. nur gering auf Wohngebiete bzw. Wohnnutzungen auswirken. 
Aufgrund der räumlichen Voraussetzungen ist ein Luftaustausch, auch 
über den Brainkofener Bach, weiterhin gewährleistet. 
 

  Klima: 

  Die Versiegelung von Flächen die bisher der Kaltluftproduktion dien-
ten stellt zwar einen nicht unwesentlichen Eingriff in das Schutzgut 
dar. Erhebliche Veränderungen des Kleinklimas im Plangebiet und 
seiner Umgebung bzw. negative Auswirkungen auf Wohngebiete 
sind aber nicht zu erwarten. Durch Maßnahmen zur Vermeidung, Mi-
nimierung, zum Ausgleich sowie zum Ersatz, insbesondere durch ei-
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ne angemessene Durchgrünung, Gebäudestellungen und Reduzie-
rungen des Versiegelungsgrades kann der Eingriff abgemildert wer-
den. Es verbleibt jedoch ein Kompensationsdefizit, welches nur 
schutzgutübergreifend ausgeglichen werden kann.   
 

 Landschaftsbild / Landschaftsbild: 

 Erholung Der durch die Planung betroffene Bereich ist durch die Lage innerhalb 
des Siedlungsbereichs von Brainkofen bereits stark anthropogen über-
formt und die Planung gliedert sich in die bestehenden Strukturen ein. 
Die angrenzende Gewerbebebauung, die teilweise sehr massiv ist 
sowie die umgebende Infrastruktur für Verkehr und Versorgung sind 
bereits starke Vorbelastungen. In der Planung werden die Ziele einer 
landschaftsverträglichen Entwicklung berücksichtigt, so dass die neue 
Bebauung im Gesamtraum der Umgebung keine gravierenden Stör-
wirkungen hervorruft und nicht in den Außenbereich wirkt. Im Nahbe-
reich tragen die Maßnahmen zur Durchgrünung des Gebiets zur Min-
derung der negativen Beeinträchtigungen auf das Landschaftsbild bei. 
 

  Naherholung: 

  Negative Auswirkungen der Planung auf die Belange von Freizeit und 
Erholung sind nicht zu erwarten, da der wegfallende Landschafts-
raum nicht von Spaziergängern oder sonstigen Erholungssuchenden 
genutzt wird. Auch auf die angrenzenden Bereiche werden sich die 
Planungen nicht wesentlich negativ auswirken. Im Zusammenhang 
mit den gebietsexternen Maßnahmen wird ein voller Ausgleich für 
das Schutzgut angestrebt. 
 

 Mensch und seine        
Gesundheit 

Keine wesentlichen negativen Auswirkungen hinsichtlich von Verkehr 
und Lärm, auch auf andere Siedlungsbereiche, zu erwarten, da hier 
ein Gewerbe- und Mischgebiet an das Plangebiet angrenzt. Wohnge-
biete sind durch die Planung nicht betroffen. Die Belange der Men-
schen werden durch die Schaffung und den Erhalt von Arbeitsplätzen 
berücksichtigt. 
 

 Kultur- und Sachgüter Keine Kultur- und Sachgüter von der Planung betroffen. 
 

 Wechselwirkung zwi-
schen den Schutzgütern 

Erhebliche negative planungsrelevante Wechselwirkungen sind nicht 
vorhanden. 

 Sonstige Regionalplanerische Ziele werden nicht beeinträchtigt. Der im Regio-
nalplan definierte Grundsatz des schutzbedürftigen Bereichs für 
Landwirtschaft wird durch die Inanspruchnahme einer innerörtlichen 
Fläche nicht negativ beeinträchtigt. Dies auch vor dem Hintergrund, 
dass bestehende Bebauung im Umfeld im Regionalplan derzeit noch 
nicht dargestellt sind und sich der Siedlungsbereich von Brainkofen 
bereits vollständig um das Plangebiet erstreckt. 
 

   

7.0 PRÜFUNG ALTERNATIVER PLANUNGSMÖGLICHKEITEN 

 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich durch die planungsrechtlichen Randbedin-
gungen mit einer Lage im Innenbereich von Brainkofen, die bisher bauleitplanerisch noch nicht 
näher erfasst ist. Die Flächen, welche derzeit wenig bis gar nicht genutzt werden, sind weitge-
hend erschlossen und von gewerblicher oder gemischter Bebauung vollständig umgeben. Durch 
die hohe Nachfrage im Hinblick auf die Standortgunst sind im Gemeindegebiet Iggingen nur noch 
geringste innerörtliche Potenziale für Gewerbegebietsausweisung vorhanden, jedoch keine in der 
nun erforderlichen Größe. Daher besteht aufgrund der genannten Randbedingungen derzeit keine 
Planungsalternative zum vorgesehenen Standort. 
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8.0 VORGEHENSWEISE BEI DER DURCHFÜHRUNG DER UMWELTPRÜFUNG 

 Für die vorliegende Untersuchung liegen folgende Daten vor: 
 

 Allgemeine Daten- grund-
lagen 

▪ Katastergrundlagen des LVA Bad. - Württbg, Stand 05/2021 

 ▪ Digitales Orthophoto, Stand 2022 

  ▪ Klimaatlas Baden-Württemberg, LUBW, Juli 2006 

  ▪ Landesentwicklungsplan 2002, Bad.-Württbg. 

  ▪ Naturräumliche Gliederung Deutschlands, Blatt Nr. 171 

  ▪ Regionalplan der Region Ostwürttemberg vom 08.01.1998 

  ▪ Topografische Karte M 1:25.000, LVA Bad.-Württbg. 

  ▪ Flächennutzungsplan vom 27.04.2012. 

  ▪ Geologische Übersichtskarte 7125 Mögglingen 

  ▪ Ökokonto-Verordnung BW (ÖKVO) vom 19.12.2010 

  ▪ Bewertungsmodell Baden-Württemberg für die Bewertung von 
Eingriffen in der Bauleitplanung (Teil A), LFU Fassung 10/2005 

  ▪ Bewertung von Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit, Leitfaden 
Nr.23, LUBW, Stand 2010 

 Gebietsbezogene Grund-
lagen 

▪ Bestandsaufnahme für die Bewertung der Eingriffe, LKP Mai 
2022 

  ▪ Bebauungsplan-Entwurf „Lachenwiesen VIII“, LKP vom 
27.06.2022/13.03.2023/24.07.2023 

  ▪ Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung wird im Verlauf des 
Verfahrens folgen. Eine artenschutzrechtliche Relevanzprüfung 
für ein Teilgebiet ist als Anlage 3 beigefügt.  

  ▪ Erhebungen bei Fachämtern zu den Themen Bodenfunktionen 
usw. 

 Methodik Grundsätzlich wird im Rahmen der Umweltprüfung zu den einzelnen 
Schutzgütern, die auf Grundlage der Bestandserhebungen ermittelte 
Empfindlichkeit bzw. Schutzwürdigkeit im Untersuchungsraum des 
Vorhabens den möglichen Projektwirkungen als sogenannte ökologi-
sche Risikoanalyse gegenübergestellt. Dadurch werden mögliche 
negative Umweltauswirkungen bzw. –risiken durch das Vorhaben 
dargestellt und können abschließend bewertet und miteinander ver-
glichen werden. Die Risikoabschätzung erfolgt daher grundsätzlich 
auf Basis von Annahmen bzw. einer „worst-case“-Betrachtung, um 
eine möglichst reale Beurteilung und Planungssicherheit zu gewähr-
leisten. 

  Die verwendeten Methoden sind fachlich üblich und anerkannt. 

  Die Bewertung möglicher Auswirkungen auf die im Umweltbericht 
zu behandelnden Schutzgüter erfolgt gemäß den o.g. Unterlagen für 
die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung der LUBW. 

  Bei der Gesamtwirkungsabschätzung unter Berücksichtigung aller 
Kriterien ist festzustellen, dass dies nur bedingt durch eine einfache 
Verrechnung der Einzelbewertungen möglich ist. Deshalb wird die 
Gesamtbewertung in der Regel ergänzend und im Hinblick auf die 
Rahmenbedingungen verbal-argumentativ durchgeführt. 

 Schwierigkeiten und feh-
lende Erkenntnisse 

Schwierigkeiten bzw. Kenntnislücken sind bei der Bearbeitung des 
Umweltberichts nicht aufgetreten. 
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9.0 MONITORING 

 Im Rahmen des Monitoring gemäß § 4c BauGB ist die Gemeinde verpflichtet, die erheblichen 
Auswirkungen der Planung zu überwachen, um insbesondere schon frühzeitig unvorhergesehene 
nachteilige Auswirkungen zu ermitteln, und um in der Lage zu sein, geeignete Abhilfe zu schaf-
fen. Würden die im Bebauungsplan festgelegten Maßnahmen nicht oder nur unzureichend 
durchgeführt, wäre die Planung mit erheblichen Umweltwirkungen verbunden. 

 Im Hinblick auf die vorgesehenen Maßnahmen im Zusammenhang mit den ermittelten erhebli-
chen Umweltauswirkungen bei den Schutzgütern Tiere / Pflanze / biologische Vielfalt und Boden 
/ Fläche sind die Schutzmaßnahmen des Bodens sowie die Umsetzung der Vermeidungs-, Mini-
mierungs-, Ausgleichs- und der geplanten Ersatzmaßnahmen mit Erhalt und Pflanzung von Grün-
strukturen entlang des Brainkofener Bachs, des Biotops, zur Umsetzung der Dachbegrünungen 
und der Baumstandorte sowie der notwendigen Ersatzmaßnahme Nr. 225.02.021 aus dem Kom-
pensationsverzeichnis und Ökokonto Baden-Württemberg außerhalb des Plangebiets zu überprü-
fen. Ferner sind auch die erforderlichen Maßnahmen zum Artenschutz zur Herstellung von Nist-
kästen und Fledermauskästen zu prüfen.  

 Die Durchführung und Wirkung der Maßnahmen ist von der Gemeinde erstmalig ein Jahr nach 
Rechtskraft des Bebauungsplanes bzw. nach Fertigstellung der Erschließung sowie erneut nach 
jeweils weiteren 3 Jahren durch Ortsbesichtigung zu überprüfen. Dabei sind insbesondere die 
externen Ersatzmaßnahmen sowie der Erhalt und die Anpflanzung der Grünstrukturen zu prü-
fen. Ferner ist eine Prüfung der Funktionalität des geplanten Oberflächenwasserkonzeptes 
notwendig. Die jeweiligen Ergebnisse des Monitorings durch die Gemeinde Iggingen sind ge-
mäß den oben dargelegten Zeiträumen der unteren Naturschutzbehörde entsprechend mitzutei-
len.  

    

10.0 ZUSAMMENFASSUNG UMWELTBERICHT  

 Das Plangebiet stellt eine für die weitere Eigenentwicklung von Brainkofen wichtige Fläche dar 
und schafft die Voraussetzungen für die Ausweisung von dringend benötigten Gewerbe- und 
Mischgebietsflächen am Standort. Die neu auszuweisende Plangebietsfläche hat eine Größe 
von ca. 2,93 ha. Die vorgesehene Bauform mit maximalen Gebäudehöhen von ca. 12,00 m im 
eingeschränkten Gewerbegebiet bzw. von ca. 8,00 m im Mischgebiet fügt sich in den beste-
henden Siedlungsbereich ein. Das vorhandene Straßen- und Leitungsnetz muss nur unwesent-
lich verändert werden und wird durch die innere Erschließung ergänzt. 

 Als voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne des § 2 Abs.4 BauGB, die sich 
aus der vorliegenden Bebauungsplanung ergeben, sind vor allem die Schutzgüter Pflanzen / Tie-
re, biologische Vielfalt und Boden / Fläche zu nennen. Dabei wird durch den Entfall von Baum-
beständen und Wiesenflächen sowie die Versiegelung bzw. Teilversiegelung von Flächen ein 
Verlust der ökologischen Bestände sowie die Bodenfunktionen begründet. Die Versiegelung 
geht zusätzlich mit einer Reduzierung der Grundwasser-Neubildung und mit einem beschleunig-
ten Oberflächenwasserabfluss einher. Die Verschlechterung der Bestandssituation bleibt jedoch 
durch die weitgehenden Maßnahmen insgesamt in einem zumutbaren Rahmen. 

 Die Eingriffe in Natur und Landschaft werden unter Berücksichtigung anerkannter Beurtei-
lungsmaßstäbe bewertet. Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung sowie zum Ausgleich und 
zum Ersatz werden im Umweltbericht dargestellt. Dabei reichen die Maßnahmen über Empfeh-
lungen zur Minimierung der Bodenversiegelungen bis zur Festsetzung von Ausgleichsmaßnah-
men. Unter anderem sind dies: 

 - Regenwassermanagement zur Reduzierung des Oberflächenwasserabflusses mit teil-
weiser Anlegung privater Pufferbehälter. 

- Pflanzgebot zur Durchgrünung des Plangebiets mit Verpflichtung zur Pflanzung von Laub- 
oder Obstbäumen entsprechend den Grundstücksgrößen. 

- Pflanzgebot und Pflanzbindung (von Einzelbäumen) zur Gestaltung eines natürlichen Ge-
wässerlaufs entlang des Brainkofener Bachs. 

- Pflanzgebot und Pflanzbindung zum Erhalt und zur Ergänzung des im Plangebiet liegen-
den Biotops. 
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- Verpflichtung zur Begrünung von Dachflächen im eingeschränkten Gewerbegebiet. 

 Der Verlust von ökologisch wertgebenden Strukturen und Lebensräumen sowie der Verlust von 
Boden und Bodenfunktionen in Verbindung mit den negativen Auswirkungen auf das Schutzgut 
Wasser kann durch entsprechende Maßnahmen und Verhaltensweisen sowie durch eine mög-
lichst gering gehaltene Versiegelung reduziert werden. Dabei bleiben jedoch gewisse Beein-
trächtigungen bestehen, die durch Schutzgut übergreifende Maßnahmen noch weiter reduziert 
werden können. Das derzeitige rechnerische Defizit soll im Zuge der noch im Detail abzustim-
menden Ersatzmaßnahmen vollständig ausgeglichen werden. Für die Wirksamkeit ist in jedem 
Fall das vorgesehene Monitoring-Konzept umzusetzen. 

 Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der gesamten Maßnahmen 
zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich und Ersatz der naturschutzfachlichen Verluste 
durch die geplante Gewerbe- und Mischgebiets-Ausweisung keine nachhaltig negativen Um-
weltauswirkungen zu erwarten sind. Ggf. nicht ganz auszugleichende Umweltbelange sind ge-
genüber den öffentlichen Belangen zur dringend erforderlichen Schaffung dieser Gewerbege-
bietsflächen zurückzustellen. Siehe dazu auch die Ausführungen in Kap. II.5.0, Seite 26 bis 30 
dieser Begründung mit Umweltbericht. 
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TABELLEN 

11.1      TABELLE 1:  ZUSAMMENFASSENDE BEURTEILUNG DER AUSWIRKUNGEN AUF DIE  
  UNTERSUCHTEN SCHUTZGÜTER 
 

 Schutzgüter der Umweltprüfung 
- Leitparameter und Wirkungspfade 

Beurteilung möglicher Umwelt-  
auswirkungen und Umweltrisiken 

  baubedingt anlagen-
bedingt 

nutzungs- 
bedingt 

Gesamtbe- 
urteilung 1 

 1. Menschen     -11 

  - Lärm -1 -1 -2 -1 

  - Luftqualität -1 -1 -2 -1 

  - Erholung und Freizeit -1 -1 -1 -1 

 2. Pflanzen und Lebensräume     -21 

  - Lebensraumverlust -3 -2 -2 -2 

 3. Tiere      -11 

  - Lebensraumverlust/-beeinträchtigung -1 -1 -1 -1 

  - Biotopvernetzung -1 -1 -1 -1 

 4. Biologische Vielfalt -2 -1 -1   -11 

 5. Boden / Fläche -4 -4 -3  -41 

 6. Wasser     -21 

  - Grundwasser -3 -2 -2 -2 

  - Oberflächengewässer -2 -1 -1 -1 

 7. Klima und Luftaustausch -1 -1 -1  -11 

 8. Kultur und Sachgüter 0 0 0   01 

 9. Landschaftsbild -1 0 0   01 

 10. Wechselwirkungen 0 0 0   01 

 1) Ausgleich berücksichtigt 

 

 Erläuterung der Bewertungsstufen und -symbole 

 negative Auswirkungen positive Auswirkungen 

 sehr hoch - 5   

 hoch - 4 bedingt positiv  + 

 mittel - 3 positiv ++ 

 gering - 2 sehr positiv +++ 

 sehr gering - 1   

 

 Die negativen Eingriffswirkungen werden durch die vorgesehenen Vermeidungs-, Minimierungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen sowie der geplanten Ersatzmaßnahmen vollständig ausgeglichen. 
Das Vorhaben kann damit als umweltverträglich bewertet werden. 
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11.2      TABELLE 2:  EINGRIFFS-/AUSGLEICHSBEWERTUNG – SCHUTZGUT PFLANZEN / TIERE 

                        auf Grundlage von Anlage 2 zu § 8 Ökokonto-Verordnung Bad.-Württ.bg.(ÖKVO) vom 19.12.2010 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung Anlage 1
Bewertung Schutzgut Pflanzen/Tiere

auf Grundlage von Anlage 2 zu § 8 Ökokonto-Verordnung Bad.-Württ.bg.(ÖKVO) vom 19.12.2010

LACHENWIESEN VIII

Ziffer Biotopwert Fläche ÖP Biotopwert Fläche ÖP

Typ-Nr. Bewertung +/- Wert + Wert - mind. normal max. Bestand m² Bestand Planung m² Planung

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

1.0 Bestand

1.1 Wiesenflächen & Gärten (28.760 m²)

1.1.1 12.61 Entwässerungsgraben 0 0 3 13 27 13 83 1079

1.1.2 33.41 Fettwiese mittlerer Standorte 0 0 8 13 19 13 21466 279058

1.1.3 35.64 Grasreiche ausdauernde Ruderalvegetation 0 0 8 11 15 11 303 3333

1.1.4 41.21 Feldhecke trockenwarmer Standorte 0 0 14 23 35 23 167 3841

1.1.5 44.30 Heckenzaun 0 4 6 4 155 620

1.1.6 45.10-30b Bäume auf mittelwertigen Biotoptypen* 14 St à 60 cm 0 3 6 6 840 5040

1.1.7 45.10-30b Bäume auf mittelwertigen Biotoptypen* 21 St à 80 cm 0 3 6 6 1680 10080

1.1.8 45.10-30b Bäume auf mittelwertigen Biotoptypen* 3 St à 96 cm 0 3 6 6 288 1728

1.1.9 45.10-30b Bäume auf mittelwertigen Biotoptypen* 3 St à 115 cm 0 3 6 6 345 2070

1.1.10 45.40b Streuobst auf mittelwertigen Biotoptypen* 5 St à 80 cm 0 0 3 6 9 6 400 2400

1.1.11 45.40b Streuobst auf mittelwertigen Biotoptypen* 10 St à 96 cm 0 0 3 6 9 6 960 5760

1.1.12 45.40b Streuobst auf mittelwertigen Biotoptypen* 2 St à 115 cm 0 0 3 6 9 6 230 1380

1.1.13 45.40b Streuobst auf mittelwertigen Biotoptypen* 0 0 3 6 9 6 1261 7566

1.1.14 60.10 Von Bauwerken bestandene Fläche 1 1 1365 1365

1.1.15 60.21 Völlig versiegelte Straße oder Platz 1 1 145 145

1.1.16 60.24 Unbefestigter Weg oder Platz 0 3 6 3 441 1323

1.1.17 60.25 Grasweg 6 6 1694 10164

1.1.18 60.60 Garten 0 6 12 6 1680 10080

1.2 Verkehrsflächen (518 m²)

1.2.1 35.64 Grasreiche ausdauernde Ruderalvegetation 0 0 8 11 15 11 122 1342

1.2.2 60.21 Völlig versiegelte Straße oder Platz 1 1 396 396

Biotoptyp Auf-/abwertende Attribute Bewertung Fein-/Planungsmodul

Bezeichnung
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2.0 Planung

2.1

2.1.1 60.10 Von Bauwerken bestandene Fläche (80%) 1 1 10290 10290

2.1.2 60.60 Garten (20%) 6 6 2721 16328

2.1.3 Dachbegrünung (100% der Dachfläche) 0 1 4 4 10290 41159

2.1.4 45.10-30a Bäume auf sehr gering- bis geringwert. BioTyp.* 18 St à 96 cm 0 0 4 8 8 1728 13824

2.1.5 60.23 Weg/Platz wassergebundene Decke, Kies o.ä. 2 2 265 530

2.2 Mischgebiet (8.486 m²)

2.2.1 60.10 Von Bauwerken bestandene Fläche (60%) 1 1 5092 5092

2.2.2 60.21 Völlig versiegelte Straße oder Platz (10%) 1 1 849 849

2.2.3 60.23 Weg/Platz wassergebundene Decke, Kies o.ä. (10%) 2 2 849 1697

2.2.4 60.60 Garten (20%) 6 6 1697 10183

2.2.5 45.10-30a Bäume auf sehr gering- bis geringwert. BioTyp.* 29 St à 96 cm 0 0 4 8 8 2784 22272

2.3 Grün- und Ausgleichsflächen (4.707 m²)

2.3.1 12.61 Entwässerungsgraben 0 0 3 13 13 83 1079

2.3.2 33.43 Magerwiese mittlerer Standorte 0 0 12 21 27 21 1975 41475

2.3.3 35.42 Gewässerbegleitede Hochstaudenflur 0 0 11 19 25 19 987 18753

2.3.4 41.21 Feldhecke trockenwarmer Standorte 0 0 14 23 35 23 720 16560

2.3.5 45.10-30a Bäume auf sehr gering- bis geringwert. BioTyp.* 16 St à 96 cm 0 0 4 8 8 1536 12288

2.3.6 45.10-30a Bäume auf sehr gering- bis geringwert. BioTyp.* 7 St à 130 cm 0 0 4 8 8 910 7280

2.3.7 45.10-30a Bäume auf sehr gering- bis geringwert. BioTyp.* 1 St à 115 cm 0 0 4 8 8 115 920

2.3.8 60.60 Garten 6 6 942 5652

2.4 Verkehrsflächen (2.809 m²)

2.4.1 60.21 Völlig versiegelte Straße oder Platz 1 1 2416 2416

2.4.2 60.50 Kleine Grünfläche 4 4 393 1572

Summe 29.278 348.770 29.278 230.219

* Die Bewertung dieser Biotoptypen erfolgt separat von der Flächenbilanzierung! Bilanzwert Bestand 348.770 ÖP

Bilanzwert Planung 230.219 ÖP

Differenz -118.551 ÖP

eingeschränktes Gewerbegebiet (13.276 m²)



Begründung mit Umweltbericht zum Bebauungsplan „LACHENWIESEN VIII“ Proj. Nr. IG18068 

 

 

 

40 

11.3      TABELLE 3:  EINGRIFFS-/AUSGLEICHSBEWERTUNG –SCHUTZGUT BODEN 

                        auf Grundlage von Anlage 2 zu § 8 Ökokonto-Verordnung Bad.-Württ.bg.(ÖKVO) vom 19.12.2010 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung Anlage 2
Bewertung Schutzgut Boden

auf Grundlage von Anlage 2 zu § 8 Ökokonto-Verordnung Bad.-Württ.bg.(ÖKVO) vom 19.12.2010

LACHENWIESEN VIII

Ziffer Flst.Nr./

Bereich vorher nachher vorher nachher vorher nachher vorher nachher vorher nachher vorher nachher vorher nachher vorher nachher

1.0 Bestand

1.1 Wiesenflächen & Gärten
1.1.1 Wiesenflächen 21.715 0 2 0 1,5 0 3,5 0 0 0 2,333 0,000 202.673 0

1.1.2 Gärten 3.097 0 2 0 1,5 0 3,5 0 0 0 2,333 0,000 28.905 0

1.1.3 Ruderalvegetation & Lagerflächen 2.428 0 1 0 1 0 2,5 0 0 0 1,500 0,000 14.568 0

1.1.4 versiegelt 1.500 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0,000 0,000 0 0

1.2 Verkehrsflächen 0,000 0,000 0 0

1.2.1 Straße, versiegelt 396 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0,000 0,000 0 0

1.2.2 Ruderalvegetation 142 0 1 0 1 0 2,5 0 0 0 1,500 0,000 852 0

2.0 Planung

2.1 eingeschränktes Gewerbegebiet

2.1.1 versiegelt 0 198 0 0 0 0 0 0 0 0 0,000 0,000 0 0

2.1.2 teilversiegelt / Dachbegrünung 0 10.356 0 0 0 1 0 1 0 0 0,000 0,667 0 27.616

2.1.3 Garten 0 2.721 0 2 0 1,5 0 3,5 0 0 0,000 2,333 0 25.396

2.2 Mischgebiet 0,000 0,000 0 0

2.2.1 versiegelt 0 5.940 0 0 0 0 0 0 0 0 0,000 0,000 0 0

2.2.2 teilversiegelt 0 849 0 0 0 1 0 1 0 0 0,000 0,667 0 2.264

2.2.3 Garten 0 1.697 0 2 0 1,5 0 3,5 0 0 0,000 2,333 0 15.839

2.3 Straßen 0,000 0,000 0 0

2.3.1 Straßenflächen 0 2.416 0 0 0 0 0 0 0 0 0,000 0,000 0 0

2.3.2 Verkehrsgrün 0 393 0 0 0 1,5 0 2 0 0 0,000 1,167 0 1.834

2.4 Grünflächen 0,000 0,000 0 0

2.4.1 Feldgehölz 0 720 0 2 0 1,5 0 3,5 0 0 0,000 2,333 0 6.720

2.4.2 Gewässerbegleitgrün 0 3.046 0 2 0 1,5 0 3,5 0 0 0,000 2,333 0 28.429

2.4.3 Garten 0 942 0 2 0 1,5 0 3,5 0 0 0,000 2,333 0 8.792

Gesamtwert 29.278 29.278 246.999 116.890

Differenz -130.109 ÖP

Abkürzungen: NATBOD = Natürliche Bodenfruchtbarkeit, AKIWAS = Ausgleichkörper im Wasserkreislauf, FIPU = Filter und Puffer für Schadstoffe, SOSTA = Sonderstandort für naturnahe Vegetation 

SB = Siedlungsbereich

Wertstufe GesamtFläche m² NATBOD AKIWAS FIPU (Wertstufe x 4 x Fläche)

Bewertung der einzelnen Bodenfunktionen Ökopunkte ÖP

SOSTA Grund der Abstufung
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11.4      TABELLE 4:  GESAMTBEWERTUNG DER SCHUTZGÜTER 

            auf Grundlage auf Grundlage von Anlage 2 zu § 8 Ökokonto-Verordnung Bad.-Württ.bg.(ÖKVO) vom 19.12.2010  
           sowie der Empfehlungen für die Bewertung von Eingriffen in der Bauleitplanung der LFU Baden-Württemberg vom Oktober 2005 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung Anlage 3

Gesamtbewertung der Schutzgüter
auf Grundlage der Empfehlungen für die Bewertung von Eingriffen in der Bauleitplanung der LfU Baden-Württemberg vom Oktober 2005 

sowie von Anlage 2 zu § 8 Ökokonto-Verordnung Bad.-Württ.bg.(ÖKVO) vom 19.12.2010

LACHENWIESEN VIII

Stufe Wert Bedeutung

Bestand Fläche Bewertung Planung Fläche Bewertung Bestand Fläche Bewertung Planung Fläche Bewertung Bestand Fläche Bewertung Planung Fläche Bewertung

[m²] [ÖP] [m²] [ÖP] [m²] [ÖP] [m²] [ÖP] [m²] [ÖP] [m²] [ÖP]

A 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 besondere

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

B 4 0 0 0 0 Außenbereichsfl. 24.812 99.248 Grün- und Ausgl.fl 4.707 18.828 0 0 Gew. Begleitgrün 3.045 12.180 besondere

0 0 0 0 Neigung zw. 2+5° 0 0 Neigung zw. 2+5° 0 0 0 0 Feldgehölze 720 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

bc 3,5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 allgemeine

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

C 3 0 0 0 0 0 0 0 0 Wiesenflächen 24.812 74.436 Garten 942 2.826 allgemeine

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

cd 2,5 0 0 0 0 Best. Siedlung 3.948 9.870 Gepl. GE/MI 21.762 54.405 Best. Siedlung 3.948 9.870 Gepl. GE/MI 21.762 54.405 allgemeine

0 0 0 0 gut durchgrünt / 0 0 gut durchgrünt 0 0 gut durchgrünt / 0 0 gut durchgrünt 0 0

0 0 0 0 Gärten 0 0 0 0 Gärten 0 0 0 0

D 2 Unterjura 25.258 50.516 Unterjura 9.519 19.038 0 0 0 0 0 0 0 0 geringe

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

de 1,5 teilversiegelte Fl. 2.124 3.186 teilversiegelte Fl. 11.205 16.808 0 0 0 0 0 0 0 0 geringe

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

E 1 versiegelt 1.896 1.896 versiegelt 8.554 8.554 Verkehrsflächen 518 518 Verkehrsflächen 2.809 2.809 Verkehrsflächen 518 518 Verkehrsflächen 2.809 2.809 geringe

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Fläche/Wert 29.278 55.598 29.278 44.400 29.278 109.636 29.278 76.042 29.278 84.824 29.278 72.220

-11.199 ÖP -33.594 ÖP -12.604 ÖP

Übertrag von Anlage 1 Schutzgut Biotope Defizit / Überschuss -116455 Ökopunkte

Übertrag von Anlage 2 Schutzgut Boden Defizit / Überschuss -130109 Ökopunkte

Landschaftsbild / Erholung

Defizit / Überschuss

Klima/Luft

Kompensation Defizit / Überschuss Defizit / Überschuss

Wasser
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11.5      TABELLE 5:  MASSNAHMENKONZEPT FÜR PLANEXTERNE MASSNAHMEN 

            auf Grundlage von Anlage 2 zu § 8 Ökokonto-Verordnung Bad.-Württ.bg.(ÖKVO)  
           vom 19.12.2010 

 
Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung Anlage 4
Maßnahmenkonzept für planexterne Kompensation

auf Grundlage der Empfehlungen für die Bewertung von Eingriffen in der Bauleitplanung der LfU Baden-Württemb. vom Oktober 2005 

sowie von Anlage 2 zu § 8 Ökokonto-Verordnung Bad.-Württ.bg.(ÖKVO) vom 19.12.2010

LACHENWIESEN VIII

ERSATZMASSNAHME E1

Umgestaltung Bullenfeldgraben in magere Flachlandmähwiese
Fläche ca. 1.500 m²
Maßnahme zu den Schutzgütern [Pflanzen / Tiere]

Schutzgut Bemerkungen

Typ ÖP Typ

Pflanzen und Tiere 1.500 m² 33.41 13 1.500 m² 33.43 21 12.000 ÖP

0 St. 0 3 St. 45.10-30b 6 92 á 92 cm 1.656 ÖP

ERSATZMASSNAHME E2

Ökopunkte Überschuss BPL "Breitne - Südlicher Ortsrand"
Fläche ca. 12.700 + 1.980 m²
Maßnahme zu den Schutzgütern [Pflanzen / Tiere]

Schutzgut Bemerkungen

Typ ÖP Typ

Pflanzen und Tiere 0 m² - 0 20.357 ÖP - 1 inkl. Verzinsung 20.357 ÖP

0 m² - 0 9.831 ÖP - 1 inkl. Verzinsung 9.831 ÖP

ERSATZMASSNAHME E3

Ökopunkte Maßnahme "Steigbühl"
Fläche ca. 1.640 m²
Maßnahme zu den Schutzgütern [Pflanzen / Tiere und Landschaft]

Schutzgut Bemerkungen

Typ ÖP Typ

Pflanzen und Tiere 0 m² - 0 11.994 ÖP - 1 inkl. Verzinsung 11.994 ÖP

Landschaftsbild / Erholung 0 m² - 0 1.689 ÖP - 1 inkl. Verzinsung 1.689 ÖP

ERSATZMASSNAHME E4

Ökokontomaßnahme Odenwald - Landkreis: Neckar-Odenwald-Kreis
Umwandlung von Wirtschaftswald in naturnahe standortstypische Waldgesellschaften Nr. 225.02.021
Maßnahme zu den Schutzgütern [Pflanzen / Tiere]

Schutzgut Bemerkungen

Pflanzen und Tiere 522.569 ÖP 248.000 ÖP 248.000 ÖP

GESAMTZUSAMMENSTELLUNG DER KOMPENSATIONSMASSNAHMEN

Schutzgut Maßnahmen

Pflanzen und Tiere -118.551 ÖP 303.838 185.287 ÖP

Boden -130.109 ÖP 0 -130.109 ÖP

Wasser -11.199 ÖP 0 -11.199 ÖP

Klima / Luft -33.594 ÖP 0 -33.594 ÖP

Landschaftsbild / Erholung -12.604 ÖP 1.689 -10.915 ÖP

Aufgestellt:
Mutlangen, den 13.03.2023

Bewertung vorher Bewertung nachher Kompensationswert

Fläche Fläche ÖP

Bewertung vorher Bewertung nachher Kompensationswert

Fläche ÖP

ÖP

ÖP

ÖP

Planexterner Gesamtergebnis /

Kompensationsbedarf Gesamtbilanz

ÖP

ÖP

Punkte Gesamtmaßnahme angerechnete Punkte Kompensationswert

Bewertung vorher Bewertung nachher Kompensationswert

Fläche ÖP
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